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Mehr als 8.000 Menschen demonstrieren für das Leben von 
Mumia Abu-Jamal vnd die Abschaffung der Todesstrafe 


Mehr als 8.000 Menschen haben sich am 5. 
Februar an der Demonstration des Bun- 
destreffens der Solidaritätsgruppen für Mu- 
mia Abu-Jamal unter dem Motto „Für das 
Leben und die Freiheit von Mumia Abu-Ja- 
mal und allen politischen Gefangenen. Ab- 
schaffung der Todesstrafe“ beteiligt. Zu dem 
Aufzug für den zum Tode verurteilten Abu- 
Jamal, der vom Rosa-Luxemburg-Platz vor- 
bei an der US-Botschaft zum Gendarmen- 
markt führte, hatte ein breites Bündnis aus 
PDS, Gewerkschaften, Menschenrechtsorga- 
nisationen und zahlreichen linken Gruppen 
aufgerufen. 

In Redebeiträgen und auf Transparenten 
forderten die Demonstranten neben der Frei- 


Erst nachdem das Todesfasten von den DHKP-C-Gefangenen I- 
han Yelkuvan, Ihsan Ersoy, Ali Ekti und dem wegen PKK-An- 
klage inhaftierten Nihat Durmus vollends eskaliert wurde (alle 
vier lehnten seit drei Tagen auch jede Flüssigkeit ab), konnte in 
der Auseinandersetzung um die Isolationshaft von Ilhan Yelku- 
van cine Lösung festgeklopft werden, die vom 3. Strafsenat des 
OLG Hamburg unter dem Vorsitzenden Richter Albert Mentz und 
den hungerstreikenden Gefangenen akzeptiert wurde. 

Als Ergebnis dieses Kampfes gegen die Isolationshaft kann fest- 
gehalten werden: 


_ > Die lenon von lan Yelkuvan wurde aufgehoben, sei- . 
ne Forderungen akzeptiert; | 
© Ilhan Yelkuvan wurde mittlerweile, a sich. sein . 
Gesundheitszustand wieder stabilisiert hat, in ein ande- 
res Gefängnis i in Hamburg ` Vierlande verlegt ı und ist dort 
mit zwei anderen Gefangenen aus der Türkei i in a der ger 
chen Zelle untergebracht nn 
7! Er wird dort die gleichen Rechte | in Ans 
können wie die anderen Gefangenen o 
. ' Er kann die Gemeinschaftsräume nutzen nn 


Ilhan Yelkuvan und Nihat Durmus haben das Todesfasten ge- 
sundheitlich ohne große Probleme überstanden. Ihsan Ersoy, der 
in den letzten Tagen des Todesfastens in der JVA Berlin-Moabit 
zwangsernährt wurde, und Ali Ekti (JVA HH-Fuhlsbüttel) befin- 
den sich nach dem Todesfasten immer noch in einem kritischen 
Gesundheitszustand. Ihsan Ersoy leidet seitdem unter ständiger 
Übelkeit und Kopfschmerzen. Er kann kaum Nahrung zu sich 
nehmen. Ali Ekti klagt über ständige Nieren- und Lungenpro- 
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heit für Mumia Abu-Jamal und einem neu- 
en Verfahren für den afroamerikanischen 
Journalisten auch die „Abschaffung der ras- 
sistischen Todesstrafe“ in den USA und an- 
deren Ländern und wiesen darauf hin, dass 
Rassismus auch in Deutschland auf der Ta- 
gesordnung steht. Abu-Jamals Anwalt Len 
Weinglass betonte in seinem Redebeitrag, 
dass „Mumias Kampf auch der Kampf gegen 
die Todesstrafe allgemein ist“. Abu-Jamal 
selbst hob in seinem auf Tonband aufge- 
zeichneten Redebeitrag die internationalisti- 
sche Komponente der Demonstration hervor: 
„Auf der einen Seite sind es global vernetz- 
te Kräfte, die Menschen und die Natur aus- 
beuten und unterdrücken. Aber wenn die Re- 
pression global ist, warum sollte dann nicht 
auch der Widerstand international und welt- 
weit vernetzt sein?“ Weitere Beiträge hielten 
u.a. die „Internationale Initiative Freiheit für 
Abdullah Öcalan und Hans Müncheberg, Ber- 
liner Vorsitzender des Verbandes der deut- 
schen Schriftsteller. 

Ein Sprecher des Bundestreffens der Soli- 
daritätsgruppen für Mumia Abu-Jamal zeig- 
te sich zufrieden über die Demonstration: 
„Wir haben heute ein klares Zeichen in die 
USA, an Richter Yohn und Gouverneur Rid- 
ge gesandt und deutlich gemacht, dass wir es 
nicht hinnehmen werden, dass Mumia Abu- 
Jamal hingerichtet wird.“ Gleichzeitig. be- 
tonte er aber, dass es wichtig sei, den „inter- 
nationalen Druck auf die USA in dieser ent- 
scheidenden Phase des Verfahrens weiter zu 
verstärken“ und verwies auf die neue Kam- 
pagne „Hinrichten mit Haribo? - Deutsche 
Firmen in Pennsylvania“, die gerade anläuft. 

Der Fall Mumia Abu-Jamal befindet sich 
momentan in der entscheidenden Phase: Dem 
Journalisten bleibt nur noch die Ebene der 
Bundesgerichte, vor deren erster Instanz sich 
das Verfahren momentan befindet. Diese In- 
stanz stellt die letzte Möglichkeit für Abu-Ja- 
mals Verteidiger-Team dar, die zahlreichen in 
den vergangenen zehn Jahren gesammelten 
Entlastungszeugen und -beweise in das Ver- 
fahren einzuführen. 

Solidaritätsbüro Mumia Abu-Jamal Berlin 
c/o Antirassistische Initiative e.V., Yorckstr. 
59, 10965 Berlin, Fax: 030 / 786 99 84 
http://www.berlinet.de/ari/kampagne/mumia 
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Grußbotschaft von Mumia Abu-Jamal an die Demo 


„Daher sind eure Aktionen gegen die 
Todesstrafe lebenswichtig ... 


In diesem Monat, im Januar 2000, werden 
mehrere junge Männer, die zum Zeitpunkt 
ihrer Vergehen noch Jugendliche waren, 
von den US-Bundesstaaten Texas und Flo- 
rida getötet werden. Was ist das für ein 
Staat, der seine eigene Jugend tötet? Die 
USA sind ein solcher Staat. Hier interessiert 
der Inhalt internationaler Verträge und 
Konventionen nicht: Diese Jungen werden 
tot sein, bevor der Monat Februar beginnt. 

Warum sollte euch das interessieren, 
schließlich lebt ihr in anderen Ländern 
außerhalb der USA? Was hat das mit euch 
zu tun? Nun, die Widerstandsbewegung ge- 
gen die WTO in Seattle hat es gezeigt: Auf 
der einen Seite sind es global vernetzte 
Kräfte, die Menschen und die Natur aus- 
beuten und unterdrücken. Aber wenn die 
Repression global ist, warum sollte dann 
nicht auch der Widerstand international 
und weltweit vernetzt sein? Wenn das In- 
teresse des Kapitals, global Profit zu ma- 
chen, Priorität hat, warn können dann nicht 
die einfachen Menschenrechte Priorität ha- 
ben? Und warum sollten nicht anstelle des 
Kapitalismus die Widerstandsbewegungen 
die allgemein gültigen Regeln bestimmen? 
Warum wird Leben nicht ein höherer Stel- 
lenwert eingeräumt als Profit? 

Menschen in anderen Ländern haben sehr 
wohl die USA für die hier vorherrschende 
und tief verwurzelte Kultur des Todes zu 
kritisieren, denn Kritik innerhalb der USA 
- so sie denn überhaupt existiert - wird 
schnell unterdrückt und zum Schweigen 
gebracht. 

Die USA sind eine Nation, die von der 
Idee des geschriebenen und verbrieften 
Rechts besessen ist. Nur das, was geschrie- 
benes Recht ist, wird als legitim erachtet. 
Daher verwundert es auch nicht, dass die 
USA fast ein halbes Jahrhundert gebraucht 
haben, um die internationalen Konventio- 


nen gegen Rassismus und Völkermord zu 
unterzeichnen. Welche Haltung dahinter 
steht, wird deutlich, wenn man bedenkt, 
dass das Parlament - der US-Kongress - 
diese Konventionen nur mit „Bedenken“ 
verabschiedet hat. Das führt dazu, dass die- 
se Konventionen in bedeutungslose Pa- 
pierstücke verwandelt werden, die von kei- 
nem Richter, keinem Gericht und keiner In- 
stitution respektiert werden müssen. Da in 
diesem Jahr die Präsidentschafts- und Par- 
lamentswahlen stattfinden werden, arbei- 
tet die Hinrichtungsmaschinerie noch 
schneller. Denn nichts verbessert die Posi- 
tion eines Politikers mehr als eine Hinrich- 
tung. Das Recht auf Leben zählt dabei nicht. 
Daher sind eure Aktionen gegen die Todes- 
strafe lebenswichtig, um das wenig schmei- 
chelhafte Image der US-amerikanischen 
Kultur des Todes aufzuzeigen. Inzwischen 
warten mehr als 3.500 Frauen und Männer 
auf den staatlich angeordneten Tod, unter 
ihnen sind rund 80 Jugendliche - 17-Jähri- 
ge und noch Jüngere. Von euch könnte et- 
was kommen, was in den USA noch nicht 
existiert: eine Ethik des Lebens. Ona Move 
Aus der Todeszelle, 

hier spricht 
Mumia Abu- 
Jamal 


Redebeitrag des Bundesweitens Treffens der Unterstützungskomitees von Mumia Abu-Jamal 


Wir rufen hiermit alle zu weiteren Öffentlichen 
Aktionen auf ! Intensivieren wir den Kampf ...! 


Ich begrüße Euch im Namen des bundes- 
weiten Treffens der Unterstützungs-Komi- 
tees von Mumia Abu-Jamal, das zu dieser 
Demonstration aufgerufen hat. 

Das bundesweite Treffen ist eine Vernet- 
zung von kontinuierlich zu Mumia arbei- 
tenden Leuten und Gruppen und besteht in 
dieser Form seit 5 Jahren. 

Die Kampagne für Mumia Abu-Jamal ist 
ein Akt internationaler Solidarität! In vie- 
len Ländern aller Kontinente sind enga- 
gierte Einzelpersonen sowie Menschen aus 
zahlreichen unterschiedlichen Gruppen 
und Organisationen aktiv. 

Die Unterstützerinnen und Unterstützer 
kommen aus den unterschiedlichsten poli- 
tischen und gesellschaftlichen Zusammen- 
hängen. So wie die UnterstützerInnen aus 
verschiedenen Teilen der Gesellschaft kom- 
men, genauso verschieden sind ihre Be- 
weggründe sich mit Mumia zu solidarisie- 
ren. 

In der Bundesrepublik gab es 1989 die er- 
sten solidarischen Aktivitäten „Für das Le- 
ben und die Freiheit von Mumia Abu-Ja- 
mal“ Im Laufe der Jahre hat die Solidarität 
mit Mumia kontinuierlich zugenommen. 
Ein Höhepunkt der Kampagne war 1995, 
als international Tausende von Menschen 
durch ihre Proteste bewirkten, dass die Hin- 
richtung von Mumia ausgesetzt wurde - 
von dem Richter, der ihn 13 Jahre zuvor 
zum Tode verurteilt hatte. 

Auch im vergangenen Oktober 99, als 
zum 2. Mal einen Hinrichtungsbefehl un- 
terzeichnet wurde, löste dies ein Ansteigen 
der internationalen Aktivitäten aus, mit 
dem Ergebnis, dass die Hinrichtung ein 2. 
Mal ausgesetzt wurde. 

Seit dem 15. Oktober 1999 liegt der An- 
trag auf Berufung für ein Wiederaufnah- 
meverfahren bei Bundesrichter Yohn. Mit 
dieser Anrufung des Bundesgerichts geht 


Mumias Fall in die alles entscheidende ju- 
ristische Phase. Gelingt es nicht, bei Rich- 
ter Yohn eine Anhörung oder direkte Ent- 
scheidung für ein neues Verfahren zu er- 
reichen, werden alle entlastenden Fakten 
und Aussagen für alle Zeiten verloren sein. 
Richter Yohn hat angekündigt, eine Ent- 
scheidung Anfang April diesen Jahres zu 
treffen. Diese Zeit muss genutzt werden, um 
alles erdenkliche dafür zu tun, dass dieser 
Richter im Sinne Mumias entscheidet. 

Mit dieser Demonstration zeigen wir un- 
sere Solidarität mit Mumia Abu-Jamal, und 
wir wollen diese Demonstration als eine 
Mobilisierung dafür, dass die Kampagne 
noch mehr intensiviert wird. 

An der Geschichte und Person Mumia 
Abu-Jamals werden mehrere Aspekte von 
struktureller Gewalt einer westlichen De- 
mokratie sichtbar: Seine Verurteilung ist 
ein eklatanter Fall politischer und rassisti- 
scher Justiz. Die Fakten, die dies belegen, 
füllen Hunderte von Akten- und Antrags- 
seiten seiner Verteidigung. 

Mumia ist Afroamerikaner. Er gehört ei- 
nem Teil der us-amerikanischen Bevölke- 
rung an, der immer noch als minderwertig 
und unterprivilegiert behandelt und direkt 
rassistisch angegriffen wird. 

Er ist seit über 18 Jahren im Gefängnis. 
Er ist einer der fast 2 Millionen gefangenen 
Menschen in den USA, von denen die mei- 
sten „People of Color“ sind. 

Er versteht sich als Revolutionär. Er ist 
immer noch Befürworter organisierten Wi- 
derstandes, wie es die „Black Panther Par- 
ty“ in den 60er Jahren war. 

Mumia ist politischer Gefangener. Er ist 
einer von über 100 inhaftierten Frauen und 
Männern, die zum größten Teil aus den Wi- 
derstandsbewegungen der kolonisierten 
Völker kommen, die innerhalb der Grenzen 
der USA leben. Einige der Schwarzen poli- 


tischen Gefangenen sitzen bereits seit über 
30 Jahren hinter Gittern. Mumia Abu-Ja- 
mal ist als einziger politischer Gefangener 
derUSA in der Todeszelle, und das seit 1982. 

Er ist einer von über 3.500 Gefangenen 
im Todestrakt, von denen fast die Hälfte 
Schwarze und ca. ein weiteres Viertel an- 
dere „People of Color“ sind. 

Mumia Abu-Jamal ist Journalist, nun 45 
Jahre alt. Er schreibt immer noch „vom re- 
volutionären Standpunkt aus“, wie eres als 
Jugendlicher bei der Black Panther Party 
lernte und nach der Zerschlagung der Par- 
tei als freier Journalist in Philadelphia wei- 
ter praktizierte. 

Seit 18 Jahren schreibt er „Aus der To- 
deszelle....“ „...um zu leben“, wie die deut- 
schen Titel seiner beiden Bücherlauten. Sei- 
ne Essays sind Ausdruck seiner Lebendig- 
keit, die mancher Vertreter, manche Vertre- 
terin der „weißen Vorherrschaft“ in den 
USA ausgelöscht sehen wollen. Er spricht 
von den Widersprüchen, der Heuchelei und 
Verlogenheit von Regierenden und Rei- 
chen, 

Er beschreibt die Ausgrenzung und Aus- 
beutung der Besitzlosen durch das Wirt- 
schaftssystem nicht nur in den USA. Er 
greift die Außen- und Innenpolitik der US 
an, er nimmt international Bezug zu Ras- 
sismus, Krieg und Ausbeutung - und seine 
Kritik sagt die Wahrheit. 

Mumias Stimme war und ist eine starke 
Stimme gegen die Todesstrafe und für in- 
ternationale Solidarität. Deshalb ist es si- 
cherlich in seinem Sinne, hier und heute, 
wo viele Menschen türkischer, kurdischer 
und anderer Herkunft mit uns zusammen 
sind, auch die Todesstrafenpraxis in der 
Türkei zu denunzieren. Ganz aktuell die 
drohende Todesstrafe gegen Abdullah 
Öcalan, den Vorsitzenden der kurdischen 
Arbeiterpartei PKK. 


Wie in den USA passt es auch in diesem 
Land den Herrschenden nicht, wenn gegen 
Folter und Todesstrafe und für internatio- 
nale Solidarität gekämpft wird. 

Dies drückt sich z.B. aus im zwielichtigen 
Verhalten zur Todesstrafe - zwar wurde 
nach dem Zusammenbruch des Hitlerregi- 
mes als Errungenschaft der antifaschisti- 
schen Kräfte die Todesstrafe per Grundge- 
setz verboten, aber es werden Menschen in 
Länder abgeschoben, wo gefoltert und hin- 
gerichtet wird, und es werden im Zuge der 
Europäisierung die Grenzen dichter für 
Menschen, die vor Hunger, Gewalt und Tod 
flüchten. 

Dies zeigt auch die immer noch unver- 
mindert anhaltende Repression gegen 
Kurdinnen und Kurden sowie gegen türki- 
sche Revolutionärlnnen in der BRD. Und 
dies zeigen die Durchsuchungen und Fest- 
nahmen von AktivistInnen der bundes- 
deutschen Kurdistansolidarität wie am 25. 
Januar in Hamburg und Köln. 

Die, die Mumia Abu-Jamal tot sehen wol- 
len, gehören derselben herrschenden Klas- 
se an, die den Tod von Abdullah Öcalan for- 
dern. 

Wir wollen heute, bei dieser Demonstra- 
tion, unsere Solidarität mit allen bekunden, 
die hier in der BRD in internationaler Soli- 
darität gegen Folter und Todesstrafe kämp- 
fen. 


Landtagsabgeordnete 
fordern Aufhebung des 
Todesurteil gegen ameri- 
kanischen Bürgerrecht- 
ler Mumia Abu-Jamal 


In Briefen an den Präsidenten der USA Bill 
Clinton, den Gouverneur des US-Bundes- 
staates Pennsylvania, die Justizministerin 
der USA, den Konsul der USA in Hamburg 
und weitere Persönlichkeiten wandten 
sich 22 Abgeordnete aller drei Landtags- 
fraktionen (19 PDS, 2 SPD, 1 CDU) tun die 
Aufhebung des Todesurteils gegen den 
Bürgerrechtler Mumia Abu-Jamal zu er- 
reichen. 


In ihrem Brief schrieben die Abgeordne- 
ten: 
Alle unterzeichnenden Abgeordneten des 
Landtages Mecklenburg-Vorpommern 
(Bundesrepublik Deutschland) haben mit 
Besorgnis zur Kenntnis genommen, dass im 
Oktober des vergangenen Jahres der Hin- 
richtungsbefehl gegen den Journalisten 
Mumia Abu-Jamal unterzeichnetet wurde. 
Erst wenige Tage vor dem festgelegten 
Vollstreckungstermin 02. Dezember 1999 
wurde der Hinrichtungsbefehl durch das 
Bundesgericht in Philadelphia ausgesetzt, 
da ein Antrag zur Wiederaufnahme des 


Die internationale Solidarität, die 1995 
und 1999 die Aussetzung von Mumia Abu- 
Jamals Hinrichtung erzwang, ist weiterhin 
der notwendige Weg, um Mumias Stimme 
in Zukunft ohne die Gefängnismauern da- 
zwischen mit uns sprechen lassen zu kön- 
nen; um unseren Wunsch und unser Be- 
dürfnis nach lebendiger Diskussion mit ihm 
zu realisieren; um unseren Willen zum di- 
rekten Austausch und Gespräch zu ver- 
wirklichen; um ihn als politischen Aktivi- 
sten draußen zu haben. 

Die Solidaritätskampagne hat die Freiheit 
von Mumia Abu-Jama! zum Ziel. Die an- 
gestrebte Wiederaufnahme seines Verfah- 
rens vor einem Gericht, das die Beweise der 
Verteidigung würdigt, kann ein Schritt auf 
dem Weg dahin sein. 

Aber ohne politische Unterstützung, oh- 
ne internationalen öffentlichen Druck wird 
das Ziel der Freiheit für Mumia Abu-Jamal 
nicht erreicht werden können ! 

Für dieses Ziel in der jetzt alles entschei- 
denden Situation braucht die Kampagne 
mehr und mehr aktive und handelnde Un- 
terstützerinnen und Unterstützer. Sie 
braucht mehr öffentliche Aktionen. Sie 
braucht mehr Eigeninitiative und Phanta- 
sie von mehr Menschen. 

Und sie sollte die Regierenden der BRD 
als Verbündete der USA sowie die deutschen 
Wirtschaftsinvestoren in Pennsylvania 


Verfahrens dort anhängig ist. 

Das Schicksal des Bürgerrechtlers Mu- 
mia Abu-Jamal beschäftigt seit vielen Jah- 
ren die Weltöffentlichkeit Auch wir als ver- 
antwortliche Politiker eines deutschen 
Bundeslandes können es nicht teilnahms- 
los hinnehmen, wenn es bei einer Vielzahl 
von bekannt gewordenen Widersprüch- 
lichkeiten in der Beweiserhebung und der 

Prozessführung gegen Mumia Abu-Ja- 
mal ein stures Festhalten an dem vor Jah- 
ren gefällten Todesurteil gibt, 

Wir treten für die weltweite Ächtung der 
Todesstrafe ein. Sie ist eine Praxis, die das 
Menschenrecht auf Leben verletzt, Durch 
die Anwendung der Todesstrafe wird 

Gewalt als Prinzip gerechtfertigt anstatt 
sie zu bekämpfen. Durch die Vollziehung 
der Todesstrafe werden unumkehrbare 
Tatsachen geschaffen, die eine Aufhebung 
von Unrechtsurteilen zu einer Farce wer- 
den lassen. 

Wir fordern Sie auf, das Todesurteil ge- 
gen Mumia Abu-Jamal aufzuheben sowie 
eine Wiederaufnahme und ein faires Ge- 
richtsverfahren zu gewährleisten. 

Wir sehen neben unseren prinzipiellen 
Zweifeln an der Todesstrafe in den welt- 
weit vorgebrachten Zweifeln an dem Zu- 
standekommen des gegen Mumia Abu-Ja- 
mal verhängten Todesurteil einen berech- 
figten Grund, dieses Todesurteil aufzuhe- 
ben und das Gerichtsverfahren erneut zu 
eröffnen. Nur so können jegliche Zweifel 


nicht außer Acht lassen. 

Inkognito reiste im Herbst 1999 Govern- 
or Ridge in die BRD, um für den struktur- 
schwachen US-Staat neue Investoren zu 
finden. Als ein Ergebnis dieser Bemühun- 
gen hat die Firma Haribo dort bereits ein 
Grundstück erworben, um eine Produkti- 
onsstätte zu errichten. 

Weiter gehören zu den deutschen Inve- 
storen Siemens, Daimler-Chrysler, Schott- 
Gias, SAP Computer-Software, die Telekom 
und Bayer, dessen US-Zentrale ihren Sitz 
in Pennsylvania hat. Mit diesen wirtschaft- 
lichen Investitionen stützen sie die Todes- 
maschinerie in Pennsylvania und den ge- 
samten USA: 


Wir rufen hiermit alle zu weiteren öffent- 
lichen Aktionen auf ! 

Intensivieren wir den Kampf für das Leben 
und die Freiheit von Mumia Abu-Jamal und 
allen anderen politischen Gefangenen in- 
ternational ! 

Fangen wir hier und heute damit an. 

Für das Leben und die Freiheit von Mumia 
Abu-Jamal und allen politischen Gefange- 
nen! 

Für die Abschaffung der Todesstrafe ! 
Hoch die internationale Solidarität ! 


Bundesweites Treffen der Mumia Abu-Ja- 
mal Unterstützungskomitees 


beseitigt werden, Mit einer Vollstreckung 
das Todesurteils gegen Mumia Abu-Jamal 
würden trotz Zweifel Fakten geschaffen 
werden, die dem Anliegen eines demokra- 
tischen Rechtsstaates nur zuwiderlaufen 
können.“ | 

Unterzeichnet wurde der Brief durch 
Monty Schädel (PDS-Fraktion), Gabi 
Schulz (PDS), Heike Lorenz (PDS), Ange- 
lika Grarnkow, Peter Ritter (PDS), Catari- 
na Muth (PDS), Prof. Gerhard Bartels 
(PDS), Kerstin Kassner (PDS), Thomas Nitz 
(CDU), Torsten Koplin (PDS), Martina 
Bunge (PDS), Anne Koburger (PDS), Götz 
Kreuzer (PDS), Barbara Borchardt (PDS), 
Hansi Scheringer (PDS), Birgit Schwebs 
(PDS), Helmut Holter (PDS), Arnold 
Schoenenburg (PDS) Andreas Bluhm 
(PDS), Rudolf Borchert (SPD), Reinhard 
Dankert (SPD), Irene Müller (PDS) 

Ein Versuch des PDS-Abgeordneten 
Monty Schädel im Vorfeld, eine Entschlie- 
Bung mit dem Inhalt des Briefes im Land- 
tag zu debattieren, war am Widerstand in 
der SPD-Fraktion gescheitert. Minister- 
präsident Harald Ringsdorf hatte u. a. be- 
reits dem Vorsitzenden der PDS-Bundes- 
tagsfraktion Gregor Gysi auf dessen An- 
frage durch die Staatskanzlei mit Schrei- 
ben vom 10, Dezember 1999 mitteilen las- 
sen, „dass Herr Ministerpräsident Dr. 
Ringstorff aufgrund der Vielzahl solcher 
und ähnlicher Appelle von einer Beteili- 
gung absieht. 


Schneller 

hinrichten 
mit Haribo 
und Bayer 


Die Finanziers der staatlichen 
Henker in den USA sitzen 
auch in Deutschland 


3625 Menschen warten in den Todestrak- 
ten der USA auf ihre Hinrichtung, mehr als 
die Hälfte von ihnen sind Afroamerikane- 
rinnen und Angehörige anderer gesell- 
schaftlicher Minderheiten. Seitdem die To- 
desstrafe in den USA durch eine 
Entscheidung des Obersten Ge- 
richtshofes 1976 wieder legalisiert 
wurde, sind 604 Menschen den 
staatlichen Henkern zum Opfer ge- 
fallen. Allein im Jahr 1999 starben 
auf dem elektrischen Stuhl und durch 
sogenannte Giftspritzen 98 Men- 
schen. Damit ist die Zahl der Hinrich- 
tungen so hoch wie zuletzt 1959. Doch 
das staatliche Morden geht ungebro- 
chen weiter: In den ersten zwei Wochen 
des neuen Jahrtausends waren es sechs 
Menschen, die in den Todeskammern der 
USA umgebracht wurden - Tendenz: Wei- 
ter steigend. 

Die Todesstrafe in Pennsylvania: Rassi- 
stisch und kein Einzelfall 

Mit etwa 12 Millionen Einwohnern ist 
Pennsylvania der fünftgrößte Bundesstaat 
der Vereinigten Staaten. Pennsylvanias re- 
publikanischer Gouverneur Thomas Ridge 
hat in den letzten fünf Jahren 171 Hin- 
richtungsbefehle unterschrieben. Drei To- 
deskandidaten, die keine juristischen Mög- 
lichkeiten mehr hatten, ließ Ridge kalt- 
blütig hinrichten. Noch sind bei der Mehr- 
zahl der insgesamt 223 Todeskandidaten in 
Pennsylvania die juristischen Interventi- 
onsmöglichkeiten nicht ausgeschöpft. Sie 
kämpfen - wie der afroamerikanische 
Journalist Mumia Abu-Jamal - weiter um 
ihr Leben, neue Verfahren und Aussetzun- 
gen der Hinrichtungsbefehle, die Gouver- 
neur Ridge wie amFließband unterschreibt, 
um die Todesmaschinerie zu beschleuni- 
gen. 

Wie überall in den USA ist die Todesstrafe 
auch in Pennsylvania ein Bereich, in dem 
Rassismus besonders extrem zutage tritt. 
Von den 219 Männern und vier Frauen in 
Pennsylvanias Todestrakten sind 140 Afro- 
amerikanerInnen und 14 Latinos - obwohl 
beispielsweise AfroamerikanerInnen gera- 
de einmal neun Prozent der Gesamtbevöl- 
kerung des Bundesstaates ausmachen. 


Gouverneur Ridge kann die Todesma- 
schinerie nur deshalb aufrecht erhalten, 
weil ihm in Pennsylvania von der Mehr- 
heit seiner WählerInnen kein ernsthafter 
Widerstand entgegengesetzt wird. Viel- 
mehr beruft sich Ridge - wie fast alle US- 
Politiker - ausdrücklich auf den Wählerln- 
nenwillen, wenn er noch schnellere Hin- 
richtungen durchzusetzen versucht. Wie 
viele andere Politikerlnnen geht es Ridge 
nicht um die Lösung gesellschaftlicher Pro- 
bleme, sondern um eine populistische Po- 
litik, mit der er die eklatant schlechte wirt- 
schaftliche Situation in Pennsylvania 
überdecken will. 

Investitionen und Giftspritzen 

Ridge hat viele Helfershelfer, die den Sta- 
tus Quo in Pennsylvania ermöglichen. Ei- 
nige davon sitzen in Deutschland: Es sind 
international agierende, deutsche Firmen 
und Konzerne, die Ridge u.a. bei einer Tour 
durch Deutschland im Herbst 
1999 umwor- 


ben hat. Sie % 

greifen nur zu gerne 
aufdie verlockenden 
Investitionsangebote 
des Gouverneurs 
zurück: Minimallöh- 
ne, geringe gewerk- 
schaftliche Organisie- 
rung der Arbeitnehme- 
rInnen, Steuervorteile 
und eine gute Lage zur 
Erschließung des Mark- 
tesan deramerikanischen 
Ostküste. Die exzessive 
Todesstrafenpolitik in 
Pennsylvania, die sie indi- 
rekt mitfinanzieren, inter- 
essiert sie nicht. „Das kann für uns kein 
Kriterium zur Auswahl eines Standortes 
sein“, sagt beispielsweise ein Sprecher der 
hessischen Softwarefirma SAP. 

Einige deutsche Finanziers des Henkers 
von Pennsylvania 
e Gummibärchen-Produzent Haribo mit 
Hauptsitz in Bonn. Haribo will seine erste 
Produktionsstätte in den USA in Ezelton, 
Pennsylvania errichten, um von dort aus 
den gesamten us-amerikanischen Markt zu 


beliefern. Während Haribo mit dem Slogan 
wirbt „Ob auf den Falkland-Inseln oder auf 
den Philippinen - die HARIBO Goldbären, 
die Lakritz-Schnecke oder die beliebte Co- 
lor Rado-Mischung - fast überall auf der 
Welt machen diese Süßigkeiten Kinder und 
Erwachsenen froh“, lässt Gouveneur Rid- 
ge hinrichten. 
o Die Deutsche Telekom AG. Sie will min- 
destens 180 Millionen D-Mark in die US- 
Firma CDnow, dem weltweit größten In- 
ternet-Anbieter für Musik-CDs investieren. 
CDnow hat seinen Firmensitz in Fort Was- 
hington in Pennsylvania. 
e Die Hoechst Schering AgrEvo GmbH mit 
Hauptsitz in Berlin. Der ohnehin wegen sei- 
ner Gentech-Geschäfte im Agrarsektor im 
Kreuzfeuer der Kritik stehende Konzern hat 
im Herbst 1999 eine Zusammenarbeit mit 
der US-Firmengruppe 3-Dimensional 
Pharmaceuticals Inc. (3DP) aus 
Exton in Pennsylvania verein- 
bart. Dabei geht es um die Er- 
stellung neuer Agrochemika- 
lien. 

e Die Siemens AG mit Haupt- 
sitz in München hat eine ei- 
gene Produktionsstätte in 
Pennsylvania. 

e DaimlerChrysler Aero- 
space mit Hauptsitz in 
München hat ebenfalls ei- 
ne eigene Produktions- 

stätte in Pennsylvania. 

e Die Bayer AG mit 
Hauptsitz in Leverku- 


s Die abge- 
bildeten Postkarten kön- 
nen beim Solidartätsbüro Mumia Abu-Ja- 


mal in Berlin bestellt werden. Adresse s. S. 2 


sen, die sich 55 Jahre geweigert hat, 
ZwangsarbeiterInnen zu entschädigen, hat 
ihren us-amerikanischen Hauptstandort in 
Pittsburgh, Pennsylvania. 

e Das deutsche Softwareunternehmen SAP 
aus Hessen hat sein us-amerikanisches 
Hauptquartier in Philadelphia und be- 
schäftigt dort 1.800 ArbeitnehmerlInnen. 
e Die Firma Schott Glas mit Hauptsitz in 


Mainz produziert mit ihrer us-amerikani®* 
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schen Tochterfirma Schott Glas Technolo- 
gies in Pennsylvania optische Gläser und 
beschäftigt dort 400 Arbeitnehmerlnnen. 
(SCHOTTGLAS, Postfach 2480, D-55014 
Mainz, Dr. Jürgen Steiner, Tel.: 0 61 31 / 66 
43 35) 


Jeder staatliche Mord hat einen 
Preis 


TodesstrafengegnerInnen in den USA ge- 
hen davon aus, dass Pennsylvanias Gouv- 
erneur Ridge erst dann in ernsthafte 
Schwierigkeiten gerät, wenn er einen 
handfesten Preis - in Form von Investiti- 
onsverlusten und Protesten seiner Wirt- 
schaftspartner - für seine mörderische Po- 
litik zahlen muss. Bisher hat Ridge bei- 
spielsweise die Zehntausende von Protest- 
schreiben aus aller Welt - u.a. von Men- 
schenrechtsorganisationen, bekannten Po- 
litikerInnen, SchriftstellerInnen etc.- im 
Fall von Mumia Abu-Jamal ignoriert. 

Die spannende Frage ist, wie lange Rid- 
ge diese Proteste ignorieren kann, wenn sie 
mit materiellem Druck gekoppelt sind. Der 
Ansatzpunkt hierfür sind die deutschen 
und internationale Konzerne, die in Penn- 
sylvania produzieren und investieren. Ih- 
nen muss klar gemacht werden, dass ihre 
Kundinnen und KonsumentInnen nicht ge- 
willt sind, die Politik des staatlichen Mor- 
dens mitzufinanzieren. Sie sind aufgefor- 
dert, ihren Einfluß geltend zu machen, um 
eine Abschaffung der Todesstrafe in Penn- 
sylvania durchzusetzen. 

Schreibt Protestfaxe und Briefe an 


HARIBO GmbH & Co.KG 
- Peter Mantel - 
Hans-Riegel-Straße 1 
53129 Bonn 

Tel: 0228 / 537-0 

Fax: 0228 / 537-373 


Bayer AG 

- Dr. Manfred Schneider - 
53173 Leverkusen 

Tel: 0214/3058302 

Fax: 0214/3058923 


und alle anderen Firmen. Die abgebildeten 
Protestpostkarten können bei uns bestellt 
werden. 

Fordert die Gewerkschaften und die Un- 

ternehmensleitungen auf, gegen die ge- 
plante Hinrichtung von Mumia Abu-Jamal 
und für die Abschaffung der Todesstrafe in 
Pennsylvania Stellung zu beziehen und 
laßt Euch was einfallen, um die Firmen un- 
ter Druck zu setzen, damit sie ihren Ein- 
fluß auf Ridge geltend machen. Dies ist der 
Punkt, an dem wir den Gouverneur mitdem 
erklärten Politikschwerpunkt Wirtschaft 
und Arbeitsplätze am empfindlichsten tref- 
fen können! 
Eine Initiave des Solidaritätsbüros Mumia 
Abu-Jamal Berlin, des Kölner Mumia Abu- 
Jamal Solidaritätstreffens und des Bun- 
desweiten Treffens der Mumia Abu-Jamal 
Soligruppen 
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Staatlicher Mord in den USA 


Bröckelt die Front 
der Todesstrafen- 
befürworter? 


Am 10. Februarteilten Gegner der Todesstrafe 
in Pennsylvania in einer Presseerklärung mit, 
dass der Stadtrat von Philadelphia mit 12 zu 
4 Stimmen eine Resolution verabschiedet hat, 
mit der er befürwortet, die Vollstreckung der 
Todesstrafe in dem US-Bundesstaat Pennsy- 
lvania vorerst auszusetzen. Eine Untersu- 
chung müsse klären, so die Begründung, ob 
die Todesstrafe „fair angewandt“ werde. 

Es ist nicht ausgeschlossen, dass die Bewe- 
gung gegen die Hinrichtung von Mumia 
Abu-Jamal diese „Zweifel“ hervorgerufen 
hat. Immerhin ist Philadelphia die größte von 
insgesamt acht Städten in den USA, die ei- 
nen solchen Aufschub von Hinrichtungen 
befürworten; die anderen sind Charlottesvil- 
le (VA), das eine ähnliche Resolution erst im 
Januar verabschiedete, New Haven (CT), Mt. 
Rainer (MD), Chapel Hill, Carrboro, Durham 
und Orange County, alle in North Carolina. 

In Philadelphia sitzt 
mehr als die Hälfte der in 4 
Pennsylvania zum Tode %- 
Verurteilten in der Todes- iii 
zelle, nämlich 126 von : 
226, das sind in dieser ; 
Großstadt mehr, als in ins- 
gesamt 37 US-Bundes- 
staaten, und nur in den 
Großstädten Los Angeles 
(156) und Harris County in 
Texas (140) sind es mehr. 
Fast 90% der Gefangenen 
in den Todeszellen Phila- § 
delphias sind „People of ; 
Color“. Die Resolution des 
Stadtrates von Philadel- 
phia kommt überdies zu ei- 
nem wichtigen Zeitpunkt. 
Am 22. Februar führt der 
Justizausschuss des Sena- 
tes in Pennsylvania eine ! 
Anhörung über ein Mora- 4 
toriums-Gesetz durch. 
Ähnliche Gesetze sind in Oklahoma, Was- 
hington, New Jersey, Maryland und Alaba- 
main der parlamentarischen Beratung. In Ne- 
braska scheiterte ein Moratorium 1999 am 
Veto des Gouverneurs. 

Im Januar hat bereits der republikanische 
Gouverneur von Illinois eine vorläufige Aus- 
setzung der Hinrichtungen anordnen müs- 
sen. Eine Untersuchungskommission hatte 
Ergebnisse vorgelegt, die selbst dieser bein- 
harte Befürworter der Todesstrafe und Wahl- 
kämpfer für George Bush nicht übergehen 
konnte, weil sie die Praxis der Todesstrafe 
bloßlegten, der sich gegen die Minderheiten 
und gegen die Armen richtet. Seit Wieder- 
einführung der Todesstrafe in Illinois 1977 
sind fast 300 Menschen zum Tode verurteilt, 


13 aufgrund eines nachgewiesenen „Justiz- 
Irrtums“, von ihnen wurden zwölf hinge- 
richtet. 33 der zum Tode Verurteilten hatten 
„Anwälte“, die suspendiert oder aus der An- 
waltschaft ausgeschlossen worden waren; 35 
Schwarze wurden von ausschließlich aus 
Weißen bestehenden Jurys verurteilt. In 
nachweislich 46 Fällen wurden Menschen al- 
lein aufgrund von (gekauften) Aussagen von 
als Spitzel für die Justiz arbeitenden Gefan- 
genen verurteilt. (Red.) 


Dokumentiert 


Ein Schreiben des 
Auswärtigen Amtes 


Berlin 20 Dezember 1999 
An den Oberstadtdirektor der Stadt Göttin- 
genHerrn Hermann Schierwater 
Stadt Göttingen,Hiroshimaplatz 1-4 
37070 Göttingen 
Betreff: Mumia Abu Jamal 
Bezug: Ihr Schreiben an Bundesminister Fi- 
scher vom 15.12.1999 
Sehr geehrter Herr Schierwater, 

der Bundesminister hat 
: mich gebeten, Ihnen für Ihr 
FM Schreiben vom 15.12.1999 
55 zu Mumia Abu Jamal 
(M,A.J.) zu danken und es 
zu beantworten. 

a Bereits mit Schreiben 
4 vom 04. November 1998 
an den Gouverneur von 
Pennsylvania hat, sich 
Bundesminister Fischer für 
das Leben von M.A.J. ein- 
gesetzt. Dabei hat der Bun- 
desminister auch darauf 
hingewiesen, daß die Bun- 
desregierung jede Verhän- 
gung der Todesstrafe als 
pes 5 inakzeptabel ansieht und 
7 "A sich weltweit für die Ab- 
A schaffung der Todesstrafe 
| einsetzt. 

In Beantwortung einer 
kürzlich erfolgten Kleinen 
Anfrage von Frau Ulla Jel- 
pke, MdB und der PDS-Fraktion (BT-Drs. Nr, 
14/1701) äußerte sich die Bundesregierung 
bezüglich weiterem Vorgehen wie folgt: „Bei 
einer drohenden Vollstreckung des Todesur- 
teils gegen M.A.J. wird die Bundesregierung 
alle ihr zur Verfügung stehenden Möglich- 
keiten, die Vollstreckung abzuwinden, prü- 
fen. Zu diesen Möglichkeiten gehört sowohl 
eine bilaterale Intervention als auch ein ge- 
meinschaftliches Vorgehen der EU-Partner. 
Das Verfahren gegen M-AJ, ist Gegenstand 
laufender politischer Abstimmung unter den 
EU-Partnern. Über die EU-Ratspräsident- 
schaft sind die EU-Partner auch in Kontakt 
mit den Anwälten M.A-J-s.” 

Mit freundlichen Grüßen 
Irn Auftrag Michael Hasper 


Tausende blaue 
Scheine für die 
Freilassung von Axel, 
Harald und Sabine! 


Sie fehlen uns als Genossinnen, Freundin- 
nen und Kolleginnen 

Ihre Projekte im Mehringhof brauchen sie 
Weg mit dem 129a-Terror 


Liebe Leute, 
seit dem 19.12.99 sitzen Axel, Harald und 
Sabine nun schon in U-Haft - auf Basis des 
terroristischen Paragraphen 129a und auf 
Grundlage der notorischen Kronzeugenre- 
gelung. Laut Bundesanwaltschaft (BAW) 
sollen die drei Mitglieder der RZ sein, vor- 
geworfen wird ihnen eine Beteiligung an 
militanten Aktionen gegen die staatliche 
Flüchtlingspolitik aus den Jahren 1986/87. 

Sie sitzen in den Knästen in Wuppertal 
(Axel), Düsseldorf (Harald) und Frank- 
furt/M (Sabine). Natürlich müssen sie so 
schnell als möglich wieder raus aus der 
staatlichen Gefangenschaft und Isolation. 
Sie gehören in den Mehringhof, zu ihren 
FreundInnen und KollegInnen, in die Pro- 
jekte, an denen sie arbeiten. 

In Solidarität mit den dreien hat sich ei- 
ne Kampagne formiert, die eine breite Öf- 
fentlichkeit informieren und mobilisieren 
will, um politisch Druck zu machen und die 
Freilassung der drei zu beschleunigen. Im 
Rahmen dieser Kampagne sollen der re- 
pressive 129a und die Kronzeugenregelung 
attackiert werden. Die staatliche Flücht- 
lingspolitik der 80-er Jahre war Wegberei- 
ter der heutigen rassistischen Durchstruk- 
turierung in Deutschland und 
Europa. Dies wird ebenso the- ; 
matisiert werden wie die dage- 
gen gerichteten vielschichtigen 
Widerstandsformen der letzten 
15 Jahre. 


Für die Unterstützungsarbeit in } 
diesem Jahr brauchen wir 

natürlich auch Geld, sehr viel 
Geld. Allein die monatlichen , 
Honorare für mehr Anwältin- 
nen, deren Reisekosten in die 
Knäste sowie Kosten für die ...... 
Kampagnen- und Offentlich- 
keitsarbeit machen vorsichtig 
geschätzt 10.000 DM pro Mo- `` 
nat: | 


Das sind 12 x 10.000 DM = 
120.000 DM 


.. eine Menge Geld, und gegen- 
wärtig laufen bereits einige So- 
li-Aktivitäten aus Mehringhof, | 
Projekten, Häusern und von 
Einzelpersonen. Dies wird allein | 
jedoch nicht reichen, deswegen 


haben wir eine Idee, deren Gelingen aber 
von euch abhängt. 


Fünf Freundinnen sollt ihr sein! 


Wenn 200 Leute aus dem Umfeld des Meh- 
ringhofes bzw. von Axel, Harald und Sabi- 
ne je vier FreundInnen, KollegInnen, Part- 
ner, Bekannte, Verwandte etc. ansprechen, 
sie sollen Einhundert Mark für die Freilas- 
sung und Kampagne spenden, dann haben 
wir 100.00 DM - eine gute Grundlage, um 
die drei aus dem Knast zu holen. 


Noch mal: 200 x 5 x 100,- = 100.000 DM 


Also, wenn ihr Axel, Harald und Sabine und 
die Kampagne unterstützen wollt, dann sp- 
recht vier Leute aus eurem Umfeld an (aber 
keinen von den anderen 200!), gewinnt sie 
für die Kampagne und überweist die 500,- 
DM auf folgendes Konto: 

Martin Poell, Kto-Nr. 2705-104, BLZ 100 
100 10, Postbank Berlin, Stichwort: „Frei- 
lassung“. Oder gebt das Geld bar im Buch- 
laden „Schwarze Risse“ (Gneisenaustr. Sa, 
10961 Berlin) ab. 

Weitere Infos unter: www.freilassung.de 


Knastkundgebung 
in Wuppertal 


Zu der Kundgebung am 15. Januar kamen 
ca. 150 Leute, die meisten aus der Region 
von Aachen bis Dortmund, von Bonn bis 
Düsseldorf. In Düsseldorf waren etwa ge- 
nauso viele da. Ein großer Teil ist dann von 
Düsseldorf nach Wuppertal gefahren. Die 
Beiträge drückten ein solidarisches Ver- 
hältnis aus. Am Wuppertaler Knast gab’s 
Veganer Essen von Food not Bombs. Zum 
Abschluss der Kundgebung spielte die Köl- 
ner Gruppe: „Fische verschenken“. War 
auch ganz toll. 


Bundesweite Anti-Expo-Veranstaltung 


Einladung: Bündnistref- 
fen zur Vorbereitung 


Vom 1. Juni bis zum 31. Oktober 2000 soll 
die Weltausstellung Expo in Hannover 
stattfinden. Gegen diePropagandashow des 
BRD-Staates und (nicht nur) des deutschen 
Kapitals findet eine Reihe von Veranstal- 
tungen, Protest- und Widerstandsaktionen 
statt, insbesondere gegen die Eröffnung 
dieser imperialistischen Werbeveranstal- 
tung (Aktionstage, Blockaden am 1. Juni 
u.v.a.). l 

Als Auftakt der weiteren Aktionen soll in 
Hannover eine große Gegendemonstration 
stattfinden, mit der bundesweit und mög- 
lichst auch international gegen die EXPO 
protestiert werden soll. 

Die Demonstration soll die Vielfältigkeit 
der Kritik an der EXPO ausdrücken und - 
nach der bisherigen Vorarbeit der lokalen 
Hannoveraner Anti-EXPO-Strukturen und 
des bundesweiten Anti-EXPO-Treffens - 
von einem erweiterten Anti-EXPO-Bünd- 
nis getragen werden. 

Wir laden euch deshalb ein zu einem Vor- 
bereitungstreffen in Hannover (im UJH 
Kornstraße, Kornstr. 28-30, 30167 Hanno- 
ver) am 
26. Februar, 12.00 Uhr, 
um einen Trägerkreis für die Durchführung 
der geplanten Demonstration zu bilden. 
Es laden ein: 

Gruppe Rhizom (Berlin), Anti-EXPO-AG (Bielefeld), 
Ökologische Linke Frankfurt, Anti-EXPO-AG 
(Frankfurt), Innen!Stadt! Aktion! (Hannover), An- 
ti-EXPO-AG (Hannover), Ökologische Linke Köln, 
Alternative Liste FH (Köln), Anti-EXPO-AG (Mün- 
ster), Büro für mentale Randale (Recklinghausen) 
Kontakt und Rückfragen: 

Anti-EXPO-AG Hannover, c/o AStA Uni 
Hannover, Welfengarten 1, 30167 Hanno- 
ver, Tel. (05 11) 7 62 50 61, Fax (05 11) 
71 74 41 


flüchtlingskongress 
21. april bis 1. mai 2000 
in jena 


20. April: Ankunft - Einleitung - Kongress 
Eröffnung 

21.- 22. April: „Wir sind hier, weil ihr un- 
sere Länder zerstört“ 

23. - 24. April: Festung Europa, Grenz Re- 
gimes und die internationale Organisierung 
von Flüchtlingen 

25. - 26. April: Soziale Ausgrenzung, staat- 
licher Rassismus und Faschismus 

27. April: Frauen und Flucht/ Migration 
28. - 29. April: gemeinsam gegen Ab- 
schiebung 

30. April: Zusammenfassung, Manifest und 
Zukunftsprojekte 

1. Mai: Internationale Demonstration ge- 
gen Abschiebung 

Nächstes Mal mehr 


Leben und Kampf von Andrea Wolf - Ronahi 


„Im Dschungel der Städte, 
in den Bergen Kurdistans“ 


Ronahi, Andrea Wolf, beteiligte sich seit 
Mitte der 90-er Jahre als Internationali- 
stin am Guerillakampf der Volksbefrei- 
ungsarmee ARGK. Sie kämpfte in der Frei- 
en Frauenarmee YAJK in den Bergen Kur- 
distans, bis sie am 23. Oktober 1998 vom 
türkischen Militär mit sechs weitren Ge- 
nossinnen nach ihrer Gefangennahme er- 
mordet wurde. im Oktober, ein Jahr nach 
ihrem Tod, erschien jetzt ein Buch über ihr 
Leben und ihren Kampf. 


Andreas Leben und ihre Geschichte ist ei- 
ne Geschichte des Widerstandes in 
Deutschland. Sie war eine Genossin, die an 
vielen Brennpunkten aktiv war und die 
Macht der Herrschenden in Frage stellte. 
Schon in ihrer frühen Jugend im Alter von 
15 Jahren war Andrea, die in München zur 
Welt kam, in der neuen Jugendbewegung 
aktiv. Sie besetzten Häuser, brachten eige- 
ne Zeitungen heraus, leisteten auf vielfäl- 
tige art Widerstand gegen die Staatsmacht. 
Sie beteiligte sich in den 80-er Jahren an 
dem Widerstand gegen die Wiederaufbe- 
reitungsanlage in Wackersdorf oder die 
Startbahn West, einem Flughafenprojekt in 
Frankfurt. Überall war sie treibende Kraft 
in Organisierungsprozessen und Mitinitia- 
torin vieler politischer Projekte. Die Dis- 
kussion mit den politischen Gefangenen 
und der Kampf für die Freiheit aller politi- 
schen Gefangenen war für sie immer ein 
zentrales Anliegen, ebenso wie der Aus- 
tausch mit revolutionären Organisationen 
in anderen Teilen der Welt. 
Durch ihr Engagement in 
der politischen Arbeit 
stand sie im Fadenkreuz 
staatlicher Repression. [ý 
Zweimal wurde sie selber i 
für längere Zeit inhaftiert. | 

Mitte der 90-er Jahre 
schloss sich Andrea der |" = 
PKK an. Sie wollte vor dem |. 


Hintergrund, dass die 
Kämpfe hier in der Metro- 
pole zunehmend 


schwächer wurden, vor al- 
lem eins: Von den Organi- 
sierungsprozessen der PKK 
lernen. Zentral für sie war 
die Frauenorganisierung in 
der PKK, der Aufbau der 
freien Frauenarmee YAJK. 
Zwei Jahre lang kämpfte 
Andrea in den Reihen der 
YAJK. „Ich habe mein Herz 
an die PKK verloren“, 
schrieb Andrea aus den den Ber 
Bergen Kurdistans. Sie hat |. 
immer viel geschrieben, 
nicht nur in Kurdistan. So 
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finden sich in dem Buch vor allem Auf- 
zeichnungen von Andrea selbst: Tage- 
buchaufzeichnungen, Briefe und Texte, an 
denen sie mitgearbeitet hat. Erinnerungen 
von Freundinnen und GenossInnen, über 
die gemeinsamen Erfahrungen, Flugblätter 
sowie kurze Texte, die die Dokumente zeit- 
lich einordnen, ergänzen die Aufzeichnun- 
gen zu dem Leben von Andrea. 

Andrea war eine Revolutionärin, die sich 
konsequent dafür eingesetzt hat, Perspek- 
tiven zu entwickeln, wie eine Welt ohne 
Ausbeutung und Unterdrückung aufgebaut 
werden kann. Die Geschichte des militan- 
ten Widerstandes in der BRD und der in- 
ternationalistischen Kämpfe in der ganzen 
Welt können nicht auf wenigen Seiten auf- 
gearbeitet werden, diesen Anspruch hat das 
Buch über Andreas Leben auch nicht. Es 
zeigt am Beispiel von Andrea, dass es im- 
mer wieder Genossinnen gab und gibt, die 
die Privilegien der eigenen Herkunft ab- 
lehnen, um sich an den Kämpfen gegen die 
globale Vernichtung von Natur und Mensch 
zu beteiligen und sich für eine gerechte Welt 
einzusetzen. 

(Aus: Die Rote Hilfe, 1/00) 

Zu beziehen ist dieses Buch für DM 15 über: 
Informationsstelle Kurdistan e.V., Hob- 
rechtstr. 14, in 12047 Berlin, 

und über: 

AWI-Literaturverlag, Falkstr. 74, 60487 
Frankfurt. Es wird auch auf Büchertischen 
der Kurdistan-Solidaritäts-Gruppen vor- 
handen sein. 


BKA macht mobil 


Am 25.1. hat das BKA auf Weisung der BAW 
mehrere Wohnungen und Büros in der BRD 
durchsucht. In Belgien wurden acht Genos- 
sInnen von einer Spezialeinheit in Amtshil- 
fe für die BAW aus dem Schlaf gerissen und 
vorübergehend festgenommen. Die Maßnah- 
men wurden mit dem Verdacht auf Bildung 
einer „terroristischen Vereinigung“ begrün- 
det. In diesem Zusammenhang stehen auch 
die Durchsuchungen von Wohnungen in 
Hamburg sowie die Durchsuchung des Büros 
der Internationalen Initiative in Köln, bei der 
u.a. Computer beschlagnahmt wurden. In 
Hamburg wurde nachmittags als Folgemaß- 
nahme die B5 auf der Suche nach Computern 
von nadir (linker Serverbetreiber - Red.) 
durchsucht, auf denen das BKA weitere Da- 
ten vermutete, die im Zusammenhang mit 
den Vorwürfen stehen sollen. Um sich Zutritt 
zu verschaffen, wurden Türen aufgebrochen 
und anwesende Personen, die die Aktion be- 
obachten wollten, der Räume verwiesen. Um 
die Beschlagnahmung von Computern zu 
verhindern, wurden dem BKA von ihnen de- 
finierte Dateien und Verzeichnisse aus- 
gehändigt (auf eine mitgebrachte Festplatte 
kopiert). Bei den kopierten Daten handelt es 
sich um im WWW öffentlich zugängliche Da- 
teien. Kopiert wurden: die Homepage von 
Azadi (kurdische Rechtshilfeorganisation), 
die Homepage der isku, die Homepage des Kiz 
(Kurdistan- Informationszentrums) und die 
Homepage des Kurdistan-Reports. 

Weitere Daten wurden dem BKA nicht aus- 
gehändigt. Da auf den Computern keine Mails 
der oben genannten Gruppen zu finden wa- 
ren, musste das BKA auf die Mitnahme die- 
ser verzichten. Es ist aber davon auszugehen, 
dass das BKA im Rahmen seiner Durchsu- 
chungen Mails folgender Accounts beschla- 
gnahmt hat: isku, isku-web, kurd-sol-hh. Das 
BKA hatte während der Aktion keinen unbe- 
aufsichtigten Zugang zu den Computern von 
nadir. 

Ein Sprecher von nadir erklärte: „Die BAW 
versucht in althergebrachter Tradition, Pro- 
teste, die sich gegen die Politik der BRD und 
insbesondere gegen den NATO-Partner und 
EU-Aufnahmekandidaten Türkei richten, zu 
kriminalisieren und zu verhindern. Wir las- 
sen uns davon nicht einschüchtern und wer- 
den weiterhin alle Gruppen, die sich aktiv ge- 
gen die herrschenden Verhältnisse stellen, un- 
terstützen. Solidarität mit den verfolgten Ge- 
nossInnen!“ 

Ebenfalls am 25.1. wurden im Raum Kiel 
17 Wohnungen von KurdInnen und Deut- 
schen durchsucht. Über 20 Personen wurden 
zu Verhören „zugeführt“ und erkennungs- 
dienstlich behandelt. Bei den Durchsuchun- 
gen wurden Fotos, Bücher, Disketten und 
Computer beschlagnahmt, ebenso Arbeits- 
materialien in den Wohnungen zweier Jour- 
nalisten. Die von der Polizei genannten Grün- 
de für die Durchsuchungen reichten vom Ver- 
dacht der Spendengelderpressung bis zum 
Vorwurf des Kontakts zu PKK-Mitgliedern. 
(jm nach versch. Pressemitteilungen, LinX) 


Die Kampagne gegen Wehrpflicht, 
Zwangsdienste und Militär informiert 


Zwei Freisprüche wegen 


Desertionsaufruf 


Brigitte Klaß und Cornelia Kirchgeorg-Berg 
sind heute (10.2.) vor dem Amtsgericht Ber- 
lin-Tiergarten freigesprochen worden. Ih- 
nen wurde in getrennten Verhandlungen 
vorgeworfen, mit ihrer Unterzeichnung ei- 
nes Aufrufs gegen den Kosovo-Krieg Sol- 
daten der Bundeswehr zu Straftaten aufge- 
fordert zu haben. In diesem in der taz am 
21. April 1999 veröffentlichten Aufruf wur- 
den Soldaten aufgefordert, ihre Einsatzbe- 
fehle zu verweigern und sich von der Trup- 
pe zu entfernen. In der Prozesslawine ge- 
gen die UnterzeichnerInnen sind nunmehr 
19 Freisprüche erfolgt, lediglich vier Ver- 
urteilungen zu Geldstrafen stehen ihnen 
gegenüber. 

Der bei beiden Verhandlungen anwesen- 
de Oberstaatsanwalt Dalheimer hat in sei- 
nen Stellungnahmen die Auffassung der 
Berliner Staatsanwaltschaft deutlich ge- 
macht. Das Desertieren sei grundsätzlich ei- 
ne Straftat, daher spiele die Frage der Recht- 
mäßigkeit dieses Krieges auch keine Rolle. 
Außerdem sei der Einsatz der Bundeswehr 
nicht rechtswidrig gewesen, da er von der 
Bundesregierung - „immerhin eine rot- 
grüne“ - und vom Bundestag beschlossen 
wurde. Die Richterin Garske-Ridder kon- 
terte zu Recht, dass bei dieser Auffassung 
dann auch kein Bundesverfassungsgericht 
mehr notwendig sei. „Was der Bundestag 
beschließt, muss nicht richtig sein.“ 

Die Richterin hob in ihren mündlichen 
Urteilsbegründungen hervor, dass die Fra- 
ge der Rechtmäßigkeit dieses Krieges eine 
Rolle spiele. Sie müsse als Richterin prüfen, 
ob die Angeklagten mit ihrer Unterzeich- 
nung den Vorsatz verbanden, Soldaten zu 
unrechtmäßigem Handeln aufzufordern. 
Dies sei bei den Angeklagten nicht der Fall. 
Zusätzlich hob die Richterin hervor, dass 
zwar die Desertion prinzipiell eine Straftat 
sei. Aber die Mauerschützenprozesse haben 
gezeigt, dass von Untergebenen verlangt 
und erwartet wird, ihr Handeln auf mögli- 
che Straftaten zu überprüfen. Der inkrimi- 
nierte Aufruf sollte Soldaten der Bundes- 
wehr vor der Begehung von Straftaten 
schützen. Die „scharfe und polemische 
Form“ des Aufrufs sei daher vom Grund- 
recht auf freie Meinungsäußerung gedeckt. 

Die Berliner Staatsanwaltschaft erweist 
sich in ihrer Auffassung zunehmend ob- 
rigkeitsstaatlich. Was Verfassungsorgane in 
einer Demokratie beschließen, muss nicht 
Recht sein. Vom Bürger und auch von Sol- 
daten darf nicht erwarten werden, dass sie 
Unrecht begehen. Aus den Erfahrungen des 
deutschen Militarismus wurde daher Sol- 


daten der Bundeswehr die Pflicht auferlegt, 
Befehle nicht auszuführen, wenn dadurch 
eine Straftat begangen würde. 

Wir fordern die Staatsanwaltschaft auf, 
ein Ermittlungsverfahren gegen Rudolf 
Scharping als Inhaber der Befehls- und 
Kommandogewalt über die Bundeswehr 
einzuleiten. Die Beteiligung der Bundes- 
wehr an dem Nato-Krieg war völkerrechts- 
und grundgesetzwidrig. Er hat Soldaten der 
Bundeswehr zumindest zu Straftaten ange- 
stiftet und aufgefordert. Der inkriminierte 
Aufruf ist hingegen eine Aufforderung an 
die Soldaten zum rechtmäßigem Handeln 
gewesen und die Strafverfahren sind um- 
gehend einzustellen. 


Prozessflut 


Die Termine werden ständig aktualisiert. 
Stand: 10.02.2000, 15.00 Uhr 


Auf dieser Seite versuchen wir einen 
Überblick über strafrechtliche Verfahren zu 
geben, die sich gegen Anti-Kriegsaufrufe 
richten. 

Während des Krieges der NATO gegen Ju- 
goslawien haben Menschen in unter- 
schiedlicher Form Soldaten dazu aufgefor- 
dert, sich nicht an den Kriegshandlungen 
zu beteiligen. Es wurde aufgerufen, den 
Kriegsdienst oder den Gehorsam zu ver- 
weigern, bis hin zur Desertion. Gegenwär- 
tig laufen bundesweit gegen etwa 70 
KriegsgegnerInnen Verfahren wegen des 
Verdachts der „öffentlichen Aufforderung 
zu Straftaten“ nach § 111 Strafgesetzbuch. 
Die Beschuldigten hätten zur Fahnenflucht 
und/oder Gehorsamsverweigerung aufge- 
rufen. Alle Prozesse sind öffentlich und Be- 
sucherInnen sind erwünscht. 

Alle, gegen die noch Verfahren wegen 
„Aufrufs zu Straftaten“ laufen oder liefen, 
die bisher nicht öffentlich bekannt gewor- 
den sind, werden gebeten, mit uns Kontakt 
aufzunehmen, auch dann, wenn die Ver- 
fahren möglicherweise bereits eingestellt 
sind. Es geht darum, sich gegenseitig zu in- 
formieren und zu unterstützen. 


Verfahren in Berlin: 

„Aufruf an alle Soldaten der Bundes- 
wehr, die am Jugoslawien beteiligt 
sind“ 


Gegen die Erst- und Zweitunterzeichner 
dieses in der taz am 21.04.1999 veröffent- 
lichten Aufrufs gegen den NATO-Krieg wird 
durch die Staatsanwaltschaft Berlin Ankla- 
ge erhoben. 

Unter der Überschrift „Aufruf an alle Sol- 


daten der Bundeswehr, die am Jugoslawi- 
en beteiligt sind“ heißt es in diesem Aufruf 
u.a.: „Eine Beteiligung an diesem Krieg ist 
nicht zu rechtfertigen. Verweigern Sie des- 
halb Ihren Einsatzbefehl! Entfernen Sie sich 
von der Truppe! 

Dieser Aufruf ist bereits vor Erscheinen 
in der taz durch Einzelne verteilt worden. 
Den UnterzeichnerInnen und VerteilerIn- 
nen wird vorgeworden, damit Soldaten der 
Bundeswehr zur Gehorsamsverweigerung 
und zur Fahnenflucht aufgefordert zu ha- 
ben. 

Gegen die meisten der Unterzeichnerln- 
nen ergingen Strafbefehle. Darin sind Geld- 
strafen zwischen 30 und 90 Tagessätze fest- 
gesetzt worden. Dagegen haben die Be- 
schuldigten Einspruch eingelegt. Daher 
wurden und werden in den nächsten Mo- 
naten in Berlin zahlreiche Prozesse gegen 
diese UnterzeichnerInnen durchgeführt. 
Prozessort ist jeweils das Amtsgericht Ber- 
lin-Tiergarten (wenn nicht anders angege- 
ben: Turmstr. 91). 


04.11.1999 

Dr. Wilfried Kerntke, Freispruch, Staatsan- 
waltschaft hat Rechtsmittel eingelegt 
17.11.1999 

Martin Singe, verurteilt zu 40 Tagessätze, 
Rechtsmittel sind eingelegt 

19.11.1999 

Rechtsanwalt Wolfgang Kaleck, Freispruch, 
Staatsanwaltschaft hat Rechtsmittel einge- 
legt 

01.12.1999 

Dr. Wolfgang Hertle, Verhandlung unter- 
brochen 

05.01.2000 

Pfarrer Hubertus Janssen, zuvor auf 
22.12.1999, dann auf 29.12.1999 termi- 
niert, jeweils verschoben, Freispruch 
07.01.2000 

Uta Amme, Freispruch 

13.01.2000 

Dr. Elke Steven, Freispruch, ursprünglich 
auf 23.12.1999 terminiert 

26.01.2000 

Alois Finke, Verwarnung mit Geldstrafe zu 
20 Tagessätze auf 1 Jahr Bewährung 
27.01.2000 

Helga Tempel, Freispruch 

Konrad Tempel, Freispruch 

Sonja Tesch, Freispruch 

Hermann Theisen, verurteilt zu 70 Tages- 
sätze 

Armin Lauven, Freispruch 

01.02.2000 

Ingrid Röseler, Freispruch 

Clemens Ronnefeldt, Freispruch 

Roland Roth, Freispruch 

Urs Roth, Freispruch 


Wolfgang Rüddenklau, Freispruch 

Ronald Rönsch, Freispruch 

Karl-Heinz Ruch, Freispruch (als Verant- 
wortlicher für die taz) 

02.02.2000 

Dr. Volker Böge, Freispruch 

07.02.2000 

Stefan Nagel, verurteilt zu 30 Tagessätze 
10.02.2000 

Brigitte Klaß, Freispruch 

Cornelia Kirchgeorg-Berg, Freispruch 
11.02.2000 

Martin Werneburg, Verhandlung verscho- 
ben 

02.03.2000 

13.45 Uhr, Wilsnacker Str. 4, Raum 157, 
Aris Christidis 

16.03.2000 

12.45 Uhr, Raum 138, Irena Pagel 
22.03.2000 

12.00 Uhr, Wilsnacker Str. 4, Raum C 201, 
Ekki Forberg 

23.03.2000 

13.00 Uhr, Raum 11/571, Prof. Wolf-Dieter 
Narr 

28.03.2000 

13.00 Uhr, Raum I/D 112, Brigitte Gärtner- 
Coulibaly, ursprünglich auf 25.11.1999 ter- 
miniert 

13.00 Uhr, Raum II/862, Hans-Jochen Vo- 
gel 

12.04.2000 

Hanne u. Klaus Vack, Dirk Vogelskamp, ur- 
sprünglich auf 07.12.1999 terminiert 


Ralf Siemens, Kampagne 
gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste 
und Militär 


Die Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangs- 
dienste und Militär hat kurz nach Beginn 
des Angriffs der NATO ein Anti-Kriegspla- 
kat herausgegeben. Unter der Überschrift 
„Es gibt viel zu tun. Packen wir’s an: Ja. 
Morden.“ befinden sich die Portraits der für 
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den Angriffskrieg der NATO verantwortli- 
chen deutschen Politiker (Schröder, Schar- 
ping, Fischer). Das Kampagnenbüro wurde 
am 15. Juni 1999 durchsucht. Es wurden 
die restlichen sechs Plakate beschlagnahmt. 

Anlaß für diese Aktion ist eine Strafan- 
zeige, die Kampagne habe mit diesem Pla- 
kat öffentlich zu Straftaten aufgerufen. Die 
darin enthaltene Textpassage „Desertiert 
aus allen kriegsführenden Armeen!“ sei der 
Aufrufan „Angehörige der Bundeswehr zur 
Fahnenflucht“ 

Der während der Durchsuchung anwe- 
sende Mitarbeiter der Kampagne, Ralf Sie- 
mens, hat die Verantwortung für dieses Pla- 
kat übernommen. Er erhielt am 22. Juli 
1999 einen Strafbefehl über 40 Tagessätze. 
Am 10. Dezember 1999 wurde er vom AG 
Tiergarten zu einer Geldstrafe in Höhe von 
10 Tagessätzen verurteilt. Dagegen hat er 
Rechtsmittel eingelegt. 

10.12.1999 

Ralf Siemens, verurteilt zu 10 Tagessät- 
ze, Rechtsmittel sind eingelegt 


Verfahren in Nürnberg 


Jost Gruber, DFG-VK Gruppe Nürnberg 
Presserechtlich ist er verantwortlich für ein 
Flugblatt, was am 10. und 11. Juni 1999 an- 
lässlichs der Bundeswehr- Ausstellung 
„Unsere Marine“ in Nürnberg verteilt wur- 
de. 

Er erhielt einen Strafbefehl über 60 Ta- 
gessätze, weil er „in zwei Fällen einen an- 
deren beleidigt“ und „in einem Fall davon 
gleichzeitig öffentlich ... zu zwei rechtwi- 
drigen Taten (Fahnenflucht und Nichtbe- 
folgung von Anordnungen)“ aufgefordert 
habe. 

09.03.2000 
13.00 Uhr, AG Nürnberg, Fuertherstr. 110, 
Saal 94, Jost Gruber 


Verfahren in Münster 


Dr. Bernd Drücke, Redakteur der Graswur- 
zelredaktion 


Als presserechtlich verant- 
wortlicher Redakteur der Mo- 
natszeitschrift „Graswurzelre- 
daktion“ habe er mit dem Ab- 
druck des „Aufruf an alle Sol- 
daten der Bundeswehr, die am 
Jugoslawien beteiligt sind” und 
seiner Unterzeichnung öffent- 
lich zu Straftaten aufgerufen. 


Verfahren in Horb 


Ermittlungsverfahren gegen Dr. 
Frercks Hartwig-Hellstern von 
der Horber Friedensinitiative 
| Der Vorwurf bezieht sich aufein 
am 29.04.1999 gezeigtes Plakat 
mit der Aufschrift „Soldaten 
verweigert jetzt“. 


Č Verfahren in Tübingen 


Tobias Pflüger von der Infor- 
/ mationsstelle Militarisierung 
= hat einen Strafbefehi über 70 
Tagessätze bekommen. Ihm 
wird vorgeworfen, in vier Fällen auf Kund- 
gebungen (Tübingen, München, Calw, 
Frankfurt/M.) zur Desertion aufgerufen zu 
haben. Wegen Geringfügigkeit wurden 
zwei Verfahren gegen andere Tübinger ein- 
gestellt. 


Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangs- 
dienste und Militär 

Oranienstraße 25 - 10999 Berlin - Tel: 
030/61500530 - Fax: 030/61500529 


Tawfik Ben Ahmed Chadualı 


Hart umkämpfte 
Fortschritte 


Wir haben bereits öfter über Tawfik infor- 
miert. Er ist seit 1985 in verschiedenen 
österreichischen Haftanstalten gefangen, 
er wurde wegen eines Anschlages auf den 
El-Al-Schalter am Flughafen Wien-Sche- 
wat im Dezember 1985 unter der Anschul- 
digung des mehrfachen Mordes zu lebens- 
langer Haft verurteilt. Die Kampagne zur 
Verteidigung politischer und sozialer Rech- 
te (Stiftgasse 8, A-1070 Wien) schrieb nun 
folgendes: 


Etwas sehr Erfreuliches ist über ihn zu be- 
richten: Seit ein paar Monaten hat er Kon- 
takt zu seinen Schwestern. Damit hat die 
Anstalt einer Forderung von Tawfik nun 
endgültig nachgegeben. Dies ist eine direk- 
te Konsequenz seines Hungerstreiks. Schon 
seit über 20 Jahren hatte er keinen Kontakt 
mehr zu ihnen. Nun hat erendlich die Mög- 
lichkeit, mit ihnen zu telefonieren. Die Be- 
ziehung zu seinen Schwestern ist für ihn 
sehr wichtig, und Tawfik will daher, dass 
sie ihn besuchen kommen. Doch die An- 
stalt will nur einen Besuch unter den für 


Tawfik angeordneten Sicherheitsvorkeh- 
rungen erlauben. Das bedeutet doppelte 
Trennscheibe, Kommunikation über eine 
Gegensprechanlage und keine Möglichkei- 
ten zu Berührungen. Tawfik lehnt dies 
natürlich ab. Es ist wirklich eine Frechheit, 
ihm dies zuzumuten, Menschen, die man 
liebt, die man 20 Jahre nicht sehen, nicht 
berühren, nicht umarmen konnte, nun die- 
se Bedingungen aufzuzwingen, ist un- 
menschlich. Doch vielleicht revidieren die 
Behörden ihre Ansichten, wenn man aufsie 
Druck ausübt. 

Außerdem wurde Tawfik nun in eine ande- 
re Zelle verlegt. Zwar befindet er sich im- 
mernoch, illegalerweise, in Einzel- und Iso- 
lationshaft, aber wenigstens haben sie ihn 
aus der Käfigzelle verlegt. Die Tür der neu- 
en Zelle ist doppelt gesperrt, aber es ist ei- 
ne Verbesserung zu der früheren Zelle. Wei- 
terhin wurde Tawfik noch eine Arbeit zu- 
gesagt. Zur Zeit laufen aber noch die Vor- 
bereitungen dafür. 

Diesem Brief ist eine Broschüre beigelegt, 
in der wir das Besuchsverbot, welches des 
facto über unsere „Gesinnungsgruppe“ ver- 
hängt wurde, dokumentieren. Gegen dieses 
Verbot haben wir Beschwerde eingelegt, die 
jedoch mit einem negativen Bescheid ab- 
gelehnt wurde; somit wurde das Besuchs- 
verbot vom Ministerium bestätigt. Der er- 
ste Text in der Broschüre ist eine Zusam- 
menfassung des Hungerstreiks. Dann folgt 
ein Ausschnitt aus dem Bescheid, und am 
Schluss steht eine Einschätzung über die- 
sen Bescheid. Durch diesen Bescheid wur- 
de der politische Charakter des Besuchs- 
verbots offensichtlich. Die einzige Argu- 
mentation, auf die sich das Ministerium 
versteift, ist, dass der Besucher an einer De- 
monstration teilgenommen hat, deren For- 
derung die Anerkennung Tawfiks als 
Kriegsgefangener und seine Freilassung 
waren. Damit argumentiert das Ministeri- 
um explizit politisch und bestätigt ein Be- 
suchsverbot aufgrund einer Gesinnung. Für 
dies gibt es in Österreich nach dem 2. Welt- 
krieg wahrscheinlich keine oder nur sehr 
wenig ähnliche Beispiele. 


Peru 


Hungerstreik beendet 


Am 11.1., dem vierten Jahrestag ihrer un- 
gerechten Verurteilung zu lebenslanger 
Haftstrafe, hat Lori in einem peruanischen 
Gefängnis einen Hungerstreik begonnen, 
den sie inzwischen aber beendet hat. In ei- 
nem Schriftstück bekräftigte sie ihre Ver- 
pflichtung gegenüber den Menschenrech- 
ten und wie auf die Verletzung grundle- 
genden Menschenrechte im peruanischen 
Haftsystem hin, u.a. durch Isolationshaft, 
physische, moralische und psychische Zer- 
störung der Gefangenen. FreundInnen von 
Lori teilten mit, dass sie aufgrund der vier 
Jahre Häft unter extrem harten und zerrüt- 
tenden Bedingungen gesundheitlich bereits 
stark angegriffen ist. 


FREIHEIT für Kostas Karpouzos 


und Panagiotis Katsilas 


die nach den Auseinandersetzungen mit der Polizei am Ende der Schülerin- 
nen-Demonstration am 14.1. in Athen verhaftet wurden 


im Hungerstreik seit dem 18. Januar 


Freitag, 14.1. in Athen: Die geplante Schü- 
lerinnen-Demonstration beginnt. Sie mar- 
kiert formal das Ende der Bewegung wüten- 
der Jugendlicher, die durch die Manipulati- 
on der politischen Parteien und offene staat- 
liche Repression durch Staatsanwälte und 
Bullen, die in besetzte Schuien eindrangen, 
abgewürgt wurde. Es war die letzte Demon- 
stration an der nur noch wenige hundert 
SchülerInnen teilnahmen. Sie wurde von den 
Repressionseinheiten des Staates und der 
Kommunistischen Partei eingekesselt und 
scharf bewacht, was die ganze Demo gelähmt 
durch die Straßen Athens laufen ließ. 

Während dieser Demonstration wird das 
Polytechnikum zu einem Treffpunkt und Ort 
der Kommunikation für Dutzende von jun- 
gen Leuten, denen die Polizei-City die Luft 
nimmt und die sich weigern sich dem als De- 
mokratie verkleideten Diktat der Bosse aus 
Politik und Wirtschaft zu unterwerfen. Am 
Ende der Demonstration wenden sich weite- 
re junge Leute Richtung Polytechnikum und 
die Riot-Polizei (MAT) eilt auch in diese Ge- 
gend. 


Nach über 9 Monaten im Streik wurde am 


Sonntag, den 6. Februar 2000, die UN- 
AM (Universidad Nacional Autonoma de 
Mexico), die größte Universität Lateina- 


merikas, von mehreren tausend Polizisten 


- geräumt. Alle StudentInnen wurden ver- 


haftet. Von den insgesamt 998 Gefange- 
-nen der Streikbewegung, die nach der 

Räumung im Gefängnis saßen, wurden in- 
zwischen 656 wieder freigelassen, 342 


befinden sich allerdings immer noch hin- 
ter Gittern. Es wird über Folterungen be- 


richtet. Gegen diese Räumung und für die 
Freilassung aller Verhafteten demon- 
strierten in der vergangenen Woche 


Zehntausende Studenten, unterstützt 


Eine Gruppe der versammelten Leute be- 
waffnet sich mit improvisierten Materialien 
(Moilies und Steinen) und wird aktiv. Unter 
vielen Autos suchen sie sich einen Transpor- 
ter der Firma für wissenschaftliche Compu- 
tersysteme ALTEC aus und stecken ihn an. Es 
folgt ein Großangriff der Riot-Polizei und die 
revoltierenden Leute flüchten sich ins Po- 
Iytechnikum, wobei sie sich so gut sie kön- 
nen mit den Sachen, die sie zur Hand haben, 
gegen die gut bewaffneten „Prätorianer“ des 
Regimes wehren. Drinnen sind noch viel mehr 
Leute, von denen sich die Meisten nicht an 
den spezifischen Ereignissen beteiligt haben. 
Auch sie werden durch den Polizeikessel ein- 
geschlossen. Nach Ende der Auseinanderset- 
zung machen die Bullen die ganze Gegend 
dicht und führen „Säuberungsoperationen“ 
durch; das heißt sie verprügeln viele junge 
Leute und nehmen sie ins Gebäude des Staats- 
schutzes mit, wobei sie die Auswahl auf Ba- 
sis ihrer üblichen Bullenkriterien treffen... 

Eine Spezialbehandlung war denen vor- 
behalten, die dachten, sie hätten keinen 
Grund im umstellten Polytechnikum zu blei- 
ben, und sich entschieden raus zu gehen, 
blauäugig dem gegenüber, was sie erwarten 


melt und verkündet, der Streik werde 


fortgesetzt. Studenten mehrerer Univer- 


sitäten traten in eintägige Solidaritäts- 


-streiks und kündigten weitere Aktionen 


an. So soll am 19. Februar eine mexiko- 


weite Versammlung von Vertretern un- 


terschiedlicher Universitäten und Bil- 
dungsinstitutionen stattfinden, um über 


einen nationalen Streik im Bildungswe- 


sen zu beraten. 5 peo 


von Oppositionspolitikern und Gewerk- SA 


schaftern. Schätzungen sprechen von 
100.000 bis 150.000Teilnehmern, die vor 


den Regierungspalast im Stadtzentrum | 
-von Mexiko-Stadt zogen. Auf dem Foto | 
sieht man den Haupteingang der Poli- . 
‚tikwissenschaftlichen Fakultät. Dort 
prangte ein überdimensionales Transpa- | 
‚rent. »Wir werden die Universität nicht 
an die Besitzer des Geldes übergeben -. 
Dem Volk, was dem Volk gehört. Nicht ei- 
nen Schritt zurück! Es lebe der Streik« | 


In diesem Sinne hatten sich nach der Räu- 
‚mung der UNAM mehr als 800 Studen- 
‚ten in der UAM, einer anderen staatli- 


chen Hauptstadt-Universität, versam- 


aeree 
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würde. Sie versuchten durch den Polizeikor- 
don zu kommen und wurden sofort von der 
MAT und den Sicherheitspolizisten angegrif- 
fen. Übel brutal behandelt endeten sie 
schließlich im Gebäude der Sicherheitspoli- 
zei wo sie für die vorangegangenen Riots ver- 
antwortlich gemacht wurden. In diesem Zu- 
sammenhang wurden insgesamt il Leute 
verhaftet und auf Grund von konstruierten 
Zeugenaussagen dem Staatsanwalt vorge- 
führt, den sie mit jeder Menge Anklagen wie- 
der verließen. So wurde das von den Mas- 
senmedien vor den Revoltierenden, die die 
öffentliche Ordnung stören, geschützte „Öf- 
fentliche Rechtsempfinden“ befriedigt. Zwei- 
tens ging es darum, unter Beweis zu stellen, 
dass die Polizei wirklich in der Lage ist, ihren 
dreckigen Job zu erfüllen, „Störenfriede“ ge- 
fangen zu nehmen... 

Sechs der Verhafteten, StudentInnen und 
SchülerInnen, wurden vors Schnellgericht 
gebracht, wo zwei von ihnen verurteilt wur- 
den (zu 4 1/2 Monaten auf Bewährung). Die 
Übrigen wurden wegen Geringfügigkeit (oder 
Minderjährigkeit (minor) freigesprochen. Ei- 
ne andere Gruppe von 5 Leuten wurde 5 
schwerer Verbrechen angeklagt. Drei von ih- 
nen, 2 StudentInnen des Politechnikums und 
ein Schüler, wurden bis zu ihrem Prozess auf 
Kaution und unter restriktiven Auflagen frei- 
gelassen. Die beiden Anderen, Kostas Kar- 
pouzos, ein Arbeiter, und Panagiotis Katsilas, 
arbeitslos, auf die all die rohe Gewalt der Cops 
und die institutionalisierte Gewalt der staat- 
lichen Justiz angewandt wurde, wurden bei- 
de eingeknastet, unbestreitbar deshalb, weil 
ein erschwerendes „Element“ in der Tatsache 
besteht, dass sie Anarchisten sind, dass sie in 
den Elektronischen Akten des Staatsschutzes 
geführt werden. Im Fall von Kostas Karpou- 
zos war es auch die Tatsache, dass er schon 
vorher mal eingeknastet war. Und zwar am 
17.November 1998 während der Demo an- 
lässlich der Politechnikum-Revolte zusam- 
men mit 153 anderen jungen Leuten als die 
MAT und die Kommunistische Partei-Strol- 
che zusammen den antiautoritären Block an- 
gegriffen hatten... Um sich gegen ihre Gefan- 
genschaft im Gefängnis des Staates zu weh- 
ren, um die Anklagevorwürfe und das Kon- 
strukt gegen sich zurückzuweisen, haben 
Kostas Karpouzos und Panagiotis Katsilas am 
18. Januar den ultimativen Kampf für Leben 
und Freiheit begonnen: HUNGERSTREIK! 

Unsere gefangenen Genossen sind nicht al- 
leine. Ihr Kampf ist auch unser Kampf. Es 
kann auch eine Chance zum Kampf für jede 
unterdrückte und ausgebeutete Person (Ar- 
beiterInnen, Arbeitslose, Jugendliche, Ein- 
heimische oder ImmigrantInnen) auf dem 
Weg zur totalen Verweigerung und Subver- 
sion der autoritären kapitalistischen Welt 
werden. Egal wie mächtig sie sind, wir wer- 
den sie bekämpfen... 


REVOLTE IST IMMER GERECHT 


Solidarische AnarchistInnen 
(Übers.a.d.Engl.Anfg. Feb. 2000) 

(Anm. d. Ü.: mit Kommunistische Partei ist 
immer die KP Griechenland gemeint) 
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Revolte in tschechischen Gefängnissen 


Tausende Gefangene 
im Hungerstreik 


Die Krise im „postkommunistischen“ Ge- 
fängnissystem der Tschechischen Republik 
kochte Anfang Januar über: Tausende Ge- 
fangene protestierten mit einer dramati- 
schen Aktion gegen die Überfüllung der 
Haftanstalten, die schlechten Lebensbedin- 
gungen und die Einführung einer neuen Ge- 
fängnisordnung am 1. Januar. In einigen Ge- 
fängnissen dauerten die Proteste länger als 
eine Woche an. Justizminister Otakar Mote- 
jl blieb nichts anderes übrig, als das Ge- 
fängnis von Mittelböhmen, das Zentrum der 
Proteste, zu besuchen und zu versichern, 
dass von den 37 Forderungen der Gefange- 
nen alle außer einer erfüllt werden würden. 

Als die Proteste am 12. Januar ihren Höhe- 
punkt erreichten, waren von den 33 Ge- 
fängnissen des Landes 21 daran beteiligt. Zu 
diesem Zeitpunkt befanden sich 6000 Ge- 
fangene im Hungerstreik. Während die Ak- 
tionen überwiegend friedlich und ohne Zu- 
sammenstöße zwischen Gefängnispersonal 
und Gefangenen abliefen, wurden in eini- 
gen Anstalten Pritschen, Bettzeug und Mo- 
biliar verbrannt oder zerstört. Von singen- 
den Gefangenen wurden Transparente aus 
den Zellenfenstern gehängt. Darauf stand: 
„Wir sind Menschen, keine Tiere“ oder „Im 
Hungerstreik für unsere Rechte”. 

Zu den Protestierenden gehörten Unter- 
suchungshäftlinge, die ein Drittel der Ge- 
fängnisinsassen ausmachen. Wegen der In- 
effizienz und Inkompetenz des neuen „de- 
mokratischen“ Rechtssystems bringen sie 
doppelt so lange in Untersuchungshaft zu 
wie vor der „samtenen Revolution“ von 
1989. 

Die Hauptbeschwerden der Gefangenen 
wurden von ihren Anführern in Verhand- 
lungen mit den Behörden im Gefängnis 
Vinarice (DistriktKladno, Mittelböhmen) am 
12. Januar artikuliert. Hier hatte zwei Tage 
vorher der erste Hungerstreik begonnen, 
nachdem die Gefängniswärter den Gefan- 
genen das Fernsehen eine Stunde früher als 
sonst abgedreht hatten. Eine Liste mit 37 Be- 
schwerden wurde präsentiert. Fünfzehn da- 
von wurden sofort zugestanden, als die Pro- 
teste auf andere Haftanstalten des Landes 
übergriffen. Sie beziehen sich vor allem auf 
die katastrophale Überbelegung, den Man- 
gel an Arbeitsmöglichkeiten, das schlechte 
Essen, die unhygienischen Lebensbedin- 
gungen und die neuen Einschränkungen 
beim Empfang von Paketen von den An- 
gehörigen. 

Trotz der Leerung der Gefängnisse durch 
die 1990 von dem neugewählten Präsiden- 
ten Václav Havel verkündete Amnestie - da- 
mals wurden 20.000 Gefangene entlassen - 
sind die Gefängnisse heute wieder zum Ber- 
sten voll. Die Zahl von 23.000 Gefangenen 
in der Tschechischen Republik bedeutet ei- 


ne Rate von 230 Gefangenen auf 100.000 
Einwohner, in der Slowakei beträgt dieser 
Anteil 123, in der Europäischen Union im 
Durchschnitt rund 100 pro 100.000 Ein- 
wohner. Die Behörden räumen ein, dass die 
Gefängnisse mit 17,8 Prozent mehr Gefan- 
genen belegt sind, als die Unterbringungs- 
regeln erlauben. In der Praxis bedeutet das 
beispielsweise, dass Zellen für sechs Gefan- 
gene mit bis zu zehn Insassen belegt sind. 

Die Grundursache für diese Überfüllung 
ist die massive Kriminalitätswelle, die die 
Wiederherstellung des Kapitalismus beglei- 
tet. Während die großen Finanzhaie und 
Chefs des organisierten Verbrechens weit- 
gehend straffrei ausgehen, konzentrieren 
Polizei und Gerichte ihre Aufmerksamkeit 
darauf, die Gefängnisse mit „leichterer Kost“ 
zu füllen - Kleinkriminellen. Kein einziger 
von denen, die sich Unterschlagungen im 
großen Stil zuschulden kommen ließen, 
wurde vor Gericht gestellt, seit die neuge- 
wählte sozialdemokratische Regierung im 
Juli 1998 die Regierungsgeschäfte über- 
nahm. Sie hatte ihren Wahlkampf mit einem 
Wahlprogramm bestritten, das u.a. die viel- 
gepriesene „Operation Saubere Hände“ be- 
inhaltete. Deren Ziel bestand darin, große 
Wirtschaftskriminelle hinter Schloss und 
Riegel zu bringen. Das aber passt nicht zu 
der Klassenjustiz in Havels Republik. 

Zwei Drittel der tschechischen Verurteil- 
ten haben Haftstrafen von weniger als zwei 
Jahren abzusitzen. In vielen Fällen sind sie 
nicht vorbestraft, d.h. sie sollten überhaupt 
nicht im Gefängnis sein. Dass sie trotzdem 
hier sind, ist Ausdruck der Klassenhaltung 
der jetzigen Richter, die gemeinnützige Ar- 
beit und andere Alternativen zu Freiheits- 
strafen als „weiche Option“ ablehnen. 

Viele Gefangene sind Opfer der verzwei- 
felten Armut, die das „postkommunistische“ 
Regime geschaffen hat - dies trifft beson- 
ders für die Angehörigen der ethnischen 
Minderheit der Roma zu, die - wie andere 
ethnische und rassische Minderheiten in ka- 
pitalistischen Gesellschaften - einen über- 
proportional hohen Anteil der Gefängnisin- 
sassen bilden. Anfang der 90-er Jahre wur- 
den sie massenweise von den Betrieben auf 
die Straße gesetzt, aus keinem anderen 
Grunde als ihrer Hautfarbe. Die „samtene 
Revolution“ rächte sich für die „Privilegien“ 
(d.h. Arbeitsplätze und Wohnungen), die die 
Roma unter dem Sozialismus genossen. Die 
Arbeitslosigkeit beträgt bei den Roma heu- 
te 80 %, verglichen mit einem nationalen 
Durchschnittswert von 9,4 %. 

Die große Mehrzahl der Gefangenen hat 
keine Arbeit, hauptsächlich wegen der Wirt- 
schaftskrise, in der sich das Land befindet, 
und der Tatsache, dass es die Regierung und 
die finanziell unter starkem Druck stehen- 
den örtlichen Behörden nicht schaffen, ent- 
sprechende Verträge abzuschließen. Die Ge- 
fangenen werden schlecht ernährt, der Ver- 
pflegungssatz pro Kopf und Tag beträgt 35 
Kronen (knapp 2 Mark). Die Gefangenen 
dürfen häufig nur alle 14 Tage ihre Kleidung 
wechseln; das Waschen ihrer Sachen in der 


Zelle ist verboten. In manchen Gefängnis- 
sen gibt es pro Tag nur für zwanzig Minu- 
ten warmes Wasser zum Duschen. 

Am 1. Januar 2000 trat ein neues Gesetz 
über den Strafvollzug in Kraft. Darin wur- 
de, unter dem Vorwand, die Versorgung der 
Gefangenen mit Drogen unterbinden zu 
wollen, die Zahl der Pakete, die die Gefan- 
genen von draußen erhalten dürfen, von 
mehreren 5-Kilo-Paketen pro Monat auf 
ganze zwei Pakete pro Jahr reduziert. Am 
17. Januar schlug die Regierung vor, die Re- 
striktion auch auf die Untersuchungshäft- 
linge auszudehnen - kaum eine sehr sensi- 
ble Reaktion auf die landesweiten Proteste. 

Pikanterweise wird zu den Opfern der Re- 
gierungsempfehlung, wenn diese denn vom 
Parlament bestätigt wird, wahrscheinlich 
der eigene ehemalige Vizepremier und Fi- 
nanzminister [lvo Svoboda gehören, der zur- 
zeit auf seinen Prozess wegen Vorwürfen im 
Zusammenhang mit der Privatisierung einer 
Kinderwagenfabrik wartet. Nachdem dieser, 
zusammen mit seinem früheren Chefberater, 
kurz vor Weihnachten verhaftet worden war, 
hielt er es nur wenige Tage in der Gefäng- 
niszelle aus. Dann wurde er zur Behandlung 
in die Psychiatrische Abteilung verlegt. 

Die Novelle zum Haftgesetz enthält jedoch 
auch positive Punkte. So ist z.B. vorgesehen, 
Jugendliche und nicht vorbestrafte Gefan- 
gene von rückfälligen Verbrechern zu tren- 
nen. Das bedeutet eine gewisse Verbesserung 
der Situation. 

Zusammenfassend kommentierte am 13. 
Januar Frantisek Vybiral in der kommuni- 
stischen Tageszeitung Haló noviny: „Wenn 
die Gefängnisse in den 80-er Jahren ihre 
Funktion als Besserungsanstalten unzurei- 
chend erfüllten, dann erfüllen sie sie in vie- 
ler Hinsicht heute überhaupt nicht.“ 

Von Ken Biggs, Postmark Prague Nr. 295, 
20.1.2000% (Quelle: Deutsch-tschechische 
Nachrichten) 


Türkei 


Die „Verschwundenen" kehren zurück, 
um den türkischen Staat heimzusuchen 


Kurdische Erklärung zu den Enthüllungen von Hisbollah-Morden 


„Wenn sie in den kurdischen Gebieten gra- 
ben, werden sie Hunderte Leichen finden 
statt einigen Zehn.” Cemil Aydogan, IHD 


Die türkische Öffentlichkeit hat in der ver- 
gangenen zwei Wochen mit bestürztem 
Unglauben zugesehen, als die verwesten 
Leichen von immer neuen Opfern der is- 
lamistischen Untergrund-Bande Hisbollah 
ans Tageslicht kamen. Entstellte und ver- 
stümmelte Leichen aus flüchtig angeleg- 
ten Grabmulden oder Kellern, die in Pres- 
se und Fernsehen gezeigt wurden, haben 
das Land erschüttert. Als die grausigen 
Funde jedoch immer zahlreicher wurden, 
erhoben sich Fragen über die Natur der Or- 
ganisation, die solche Gräueltaten verübt 
hat und wie sie so lange funktionsfähig 
bleiben konnte, ohne die Aufmerksamkeit 
des Staates zu erregen. 

Bislang wurden ca. 46 Leichen an Orten 
im ganzen Land ausgegraben, nachdem ei- 
ne Auseinandersetzung mit einer His- 
bollah-Bande in einem Haus in Istanbul, 
in deren Verlauf der Anführer getötet und 
weitere Personen verhaftet worden waren, 
eine Suchaktion der Polizei ausgelöst hat- 
te. In der Folge erlebte die Polizei eine Prü- 
fung durch immer grausigere Entdeckun- 
gen, bei denen 25 Leichen, verscharrt in 
den Kellern und Kohleschuppen von vier 
Häusern in Ankara, Istanbul und Konya 
aufgefunden wurden. Eine der Leichen 
entdeckte man in einer flachen Grube an 
einem Graben, eine weite- 
re war unter einem Baum 
verscharrt. Sechs Leichen 
waren auf einem Feld in 
der Region Tarsus, etwa 
500 km südlich von An- 
kara vergraben und bei der 
letzten Suchaktion fand 
man vier weitere in Diyar- 
bakir. 

Viele Opfer konnten als 
kurdische Geschäftsleute 
identifiziert werden, die 
sich geweigert hatten, die 
Hisbollah [der Name be- 
deutet „Partei Gottes“] fi- 
nanziell zu unterstützen. 
Trotz der Namensgleich- 
heit gibt es weder Er- 
kenntnisse für irgendeine 
Verbindung mit ihrem li- 
banesischen „Gegen- 
stück“ noch dafür, dass sie 
durch eine ausländische 
Macht - wie etwa den Iran 
- unterstützt worden wä- 


re. Tatsächlich legen alle bisher verfügba- 
ren Erkenntnisse nahe, dass die Organisa- 
tion vollständig „hausgemacht“ und lan- 
ge bestehenden Vermutungen zufolge 
nichts wesentlich anderes ist als eine staat- 
lich geförderte „Konterguerilla“-Gruppe. 
Dieser Verdacht nährt sich vor allem aus 
dem Umstand, dass die Gruppe vor allem 
im kurdischen Südosten gegen PKK-Akti- 
visten operierte und in den späten Achtzi- 
gern gegründet wurde, als die PKK ihre Ak- 
tivitäten verstärkte. Am stärksten war sie 
in den Städten Diyarbakir und Batman. 
Hinzu kommt, dass einer 

der kürzlich festgenommenen Verdäch- 
tigen angab, als Computer-Analytiker im 
Büro des Ministerpräsidenten zu arbeiten. 

Die Vorwürfe veranlassten den Staats- 
präsidenten Demirel, ein Dementi zu ver- 
öffentlichen, indem er verkündete, dass 
„der Staat keine Morde begeht oder be- 
gangen hat“. Trotzdem schien er überra- 
schender Weise die Möglichkeit einzuräu- 
men, dass es Elemente im Staatsapparat 
gibt, die jenseits ihrer Autorität tätig sei- 
en: „Es könnte zum Staatsapparat 
gehörende Kräfte geben, die illegal han- 
deln; sie begehen jedoch ein Verbrechen. 
... Erste Pflicht des Staates ist es, sie zu eli- 
minieren.“ 

Die Erklärung Demirels stand in einem 
gewissen Widerspruch zu den vehementen 
Dementis des Generalstabes, der versuch- 
te, das Feuer auf die Islamisten unter Ein- 
schluss der islamischen Fazilet-[Tugend- 
]Partei und ihren 104 Parlamentsabgeord- 
neten zu richten. Verbunden mit der Dro- 
hung, die Partei zu verbieten, stellte der 
Generalstab fest: „Die jüngsten Ereignisse 
haben einmal mehr offen bewiesen, dass 
die Bedrohung durch den radikalen Islam 
bestehen bleibt und dass politische Partei- 
en, die diese Geisteshaltung repräsentie- 
ren, 

dreimal durch das Verfassungsgericht 
verboten wurden.“ Damit antworteten die 
Militärs auf Forderungen des Vorsitzenden 
der Tugendpartei, Recai Kutan, nach einer 
vollständigen offiziellen Aufklärung der 
Hisbollah und ihrer Ursprünge. Im Bestre- 
ben, seine Partei aus allen Verdächtigun- 
gen herauszuhalten, etwas mit den 

Hisbollah-Banden zu tun zu haben, 
machte Kutan die bemerkenswerte Fest- 
stellung, dass „in dem [kurdischen] Gebiet 
nicht einmal ein Vogel fliegen kann, ohne 
dass die bewaffneten Streitkräfte alles über 
ihn erfahren.“ Wer jemals versucht hat, in 
die Region zu reisen, weiß aus eigener Er- 
fahrung, dass es wirklich so ist. 
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Beschuldigungen wegen einer offen- 
sichtlichen Verwicklung des Staates sind 
von Vertretern des Türkischen Menschen- 
rechtsvereins (IHD) erhoben worden. Ce- 
mil Aydogan, der Gebietsvorsitzende des 
IHD in Mardin, stellte fest: „die Hisbollah 
hat sich jahrelang in Kurdistan rekrutiert 
und Tausende von Menschen getötet. Die 
Regierung hat diese Morde nicht verhin- 
dert.“ Es wird nun befürchtet, dass die bis- 
herigen Leichenfunde nur ein kleiner An- 
fang sind von weitaus umfassenderen und 
alarmierenderen Dingen, die noch bevor- 
stehen. Wenn, wie anzunehmen, die poli- 
zeilichen Nachforschungen auch weiter- 
hin zur Auffindung von 

Leichen führen, wird es den Staatsorga- 
nen schwer fallen, den Ruf einer entsetz- 
ten und über die Geschehnisse in ihrem 
Land empörten Öffentlichkeit nach Ge- 
rechtigkeit im Zaum zu halten. Das natio- 
nale und internationale Interesse am Aus- 
maß der Exhumierungen bietet die Mög- 
lichkeit, zur Wahrheit vorzudringen und 
wenigstens für einige der „Verschwunde- 
nen“ der Türkei letztendlich Gerechtigkeit 
zu schaffen. 

Erin Keskin, die IHD-Vorsitzende für Ist- 
anbul, forderte Aufklärung für alle Fälle 
von „Verschwundenen“ und der unge- 
klärten Morde: „Wir fordern, dass alle Vor- 
fälleim Ausnahmezustandsgebiet, das sich 
in ein Feld des Todes verwandelt hat, auf- 
gedeckt werden. Wir fordern dies, weil 
Menschenrechte und Demokratie nicht auf 
der Grundlage verwester Leichen und un- 
terdrückter Tatsachen entstehen können.“ 

Die Duldung der Hisbollah durch den 
Staat hat Kritiker schon seit Langem ver- 
anlasst, nach dem Ausmaß seiner Unab- 
hängigkeit zu fragen. Der stellvertretende 
IHD-Vorsitzende, Osman Baydemir, kom- 
mentierte, dass die Bande Verbindungen 
hatte, die bis zur Spitze der staatlichen 
Hierarchie reichten: „Tatsache ist, dass es 
nie eine unabhängige Hisbollah gegeben 
hat. Diese Organisation ist durch den Staat 
selbst gegründet worden. Der Staat hatte 
Verbindungen zu illegalen Vereinigungen. 
In diesem Zusammenhang sind in der Re- 
gion systematisch Menschenrechtsverlet- 
zungen begangen worden. Obwohl auch 
die örtlichen Verwaltungen prinzipiell be- 
teiligt gewesen sind, trieb man die Bezie- 
hungen nach Plänen voran, die von aller- 
höchsten Stellen wie dem Generalstab und 
dem Ministerpräsidenten vorgedacht wor- 


den waren.“ 

Wie der berüchtigte Susurluk-Skandal 
vor einem Jahrzehnt, bei dem ein Polizei- 
chef, ein Politiker und ein Drogendealer 
und Massenmörder bei einem Autounfall 
zu Tode kamen, hat dieser jüngste Vorfall 
einige finstere Kräfte im Herzen des türki- 
schen Staates enthüllt, dazu Verbindungen 
mit der Unterwelt und politischen Mas- 
senmördern. Aydogan vom IHD zog eine 
Parallele mit Susurluk, dessen Wahrheit 
unterdrückt wurde, indem viele der betei- 
ligten Personen entweder starben oder auf 
mysteriöse Weise verschwanden, einsch- 
ließlich des Staatsanwaltes, der versucht 
hatte, den Fall aufzuklären. Um zu ver- 
hindern, dass sich Gleiches wieder ereig- 
net, und um allen weiteren Gräueltaten 
vorzubeugen, rief Aydogan zur Zusam- 
menarbeit zwischen allen demokratischen 
Kräften in der Türkei auf. Er betonte glei- 
chermaßen, dass die übergroße Mehrheit 
der Opfer kurdische Menschen gewesen 
sind: „Wenn sie in den kurdischen Gebie- 
ten graben, werden sie Hunderte Leichen 
finden statt einigen Zehn.” Deshalb bieten 
die Entdeckungen vielleicht die Gelegen- 
heit für eine Aufklärung der Ausmaße des 
„schmutzigen Krieges“ des Staates gegen 
die Kurden. 

Da sich die Aufmerksamkeit in der Fol- 
ge des Helsinki-Gipfels über eine EU-Kan- 
didatur zunehmend auf die Menschen- 
rechtssituation in der Türkei richtet, liegt 
die Verantwortung nun bei all denen, die 
an demokratischen Prinzipien festhalten: 
sicherzustellen, dass die volle Wahrheit 
über all diese Verbrechen letztendlich auf- 
geklärt wird. Die neue Ära, die durch Ab- 
dullah Öcalan und die PKK durch ihre Ar- 
beit mit politischen und friedlichen Me- 
thoden eingeleitet wurde, sollte es leichter 
machen, all jene, die diese Morde began- 
gen haben, der 

Gerechtigkeit zuzuführen. Denn soviel 
ist sicher: Bevor all diese Verbrechen auf- 
gedeckt und die Schuldigen gefunden sind, 
kann eine Versöhnung zwischen der Tür- 
kei und den Kurden nicht erreicht werden. 
Erklärung der Kampagne „Frieden in Kur- 
distan - Für eine politische Lösung der kur- 
dischen Frage“ (Schirmherren: Lord Ave- 
bury, Lord Rea, Harold Pinter, Noam 
Chomsky, Arthur Miller), 31.1.2000 
Aus: Kurdistan-Rundbrief, Nr. 3, Jg. 13, 
9.2.2000 
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Buchbesprechung 


Zwangsarbeit im 
„Dritten Reich” 


„Räder müssen rollen für den Sieg!“ 
Zwangsarbeit im „Dritten Reich“ - so lau- 
tet der Titel eines Buches der VVN Esslin- 
gen, das der Stuttgarter „Schmetterling- 
Verlag“ aus Anlass der aktuellen Debatte 
um die Entschädigung für NS-Zwangsar- 
beit neu herausgegeben hat. 

Schwerpunkt des Buches ist eine um- 
fangreiche Dokumentation über das infa- 
me Zwangsarbeitssystem und seine Beglei- 
terscheinungen im Raum Esslingen. Die 
Mißhandlungen, elenden Lebens- und Ar- 
beitsbedingungen, drakonischen Strafen 
bei Zuwiderhandlungen oder anderen 
„Vergehen“ der zumeist gewaltsam ins 
„Reich“ deportierten Zwangsarbeiter/in- 
nen im Raum Esslingen werden ebenso do- 
kumentiert wie das schreckliche Schicksal 
der neugeborenen Kinder von Zwangsar- 
beiterinnen, die zumeist binnen weniger 
Monate an mangelnder Ernährung und 
Fürsorge starben. Eine wie immer furcht- 
bare deutsche Bürokratie vergaß nach dem 
Kriege noch nicht einmal, per Verordnung 
auch die Beseitigung dieser „Kindergräber“ 
zu regeln, damit möglichst die gesamte Ge- 
schichte der NS-Zwangsarbeit vertuscht 
und dem vergessen sein sollte. 

Das Buch ist aber nicht nur ein Stück „Re- 
gionalgeschichte“, von Antifaschisten er- 
stellt, um die Erinnerung an die Verbrechen 
der NS-Zeit wachzuhalten. 

Mit den Aufsätzen von Alfred Hausser, 
Tjark Kunstreich, Karl Heinz Roth und an- 
deren,die sich mit dem Ausmaß und dem 
System der gesamten NS-Zwangsarbeit im 
gesamten Deutschen Reich, mit der amtli- 
chen Verdrängung dieser Geschichte und 
welche Interessen in der späteren Bundes- 
republik bis heute daran mitwirkten, und 
vor allem mit dem Aufsatz von Christine 
Krause zur inzwischen über 50jährigen Ge- 
schichte des Kampfes um die Rehabilitie- 
rung und Entschädigung der Millionen NS- 
Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter 
ist das Buch auch eine wichtige Hilfe für 
die aktuelle Auseinandersetzung. Wer sich 
in der kommunalen oder gewerkschatftli- 
chen Arbeit für die Aufklärung dieses 
schmutzigen Kapitels deutscher Geschich- 
te und für die Entschädigung der Opfer ein- 
setzen will, findet hier wichtige Hinter- 
grundinformationen. 


„Räder müssen rollen 
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bleme, die Folge des Wassermangels im To- 
desfasten sind. 

Der letztlich erfolgreichen Widerstand- 
saktion gingen zwei teilweise turbulente 
Monate voraus, die von der Schaffung von 
Öffentlichkeit für die Situation der Gefan- 
genen geprägt waren. Gerade in den letz- 
ten Wochen des Hungerstreiks / Todesfa- 
stens wurden von den Gefangenen aus der 
DHKP-C in Europa und der Türkei und den 
Unterstützerlnnen im In- und Ausland al- 
les Mögliche versucht, um den Druck auf 
den 3. Strafsenat des OLG Hamburg und 
diejenigen, die die politische Verantwor- 
tung für die Isolationshaftbedingungen 
von Ilhan Yelkuvan trugen, soweit zu er- 
höhen, dass diese einlenken müssen. 

Mit unbefristeten Hungerstreiks und 
kurzfristigen Solidaritätshungerstreiks be- 
teiligten sich alle DHKP-C-Gefangenen in 
Deutschland, und mit Solidaritätshunger- 
streiks ein Gefangener aus der MLKP so- 
wie einige soziale Gefangene am Wider- 
stand. Die mehr als 1000 Gefangenen aus 
der DHKP-C in der Türkei, die mit einem 
dreitägigen Hungerstreik begannen, setz- 
ten diesen ab 24. Januar mit er Parole „Ei- 
ner für alle, alle für einen“ unbefristet fort. 
Den Widerstand unterstützten auch die 
Parteien TKP(ML), TJO/ML, TIKP, Devrim- 
ci Yol, TIKB und die Kämpfer der revolu- 
tionären Linie der PKK mit dreitägigen 
Hungerstreiks in verschiedenen Gefäng- 
nissen der Türkei. 

Der auf der Gefangenenfront sich jeden 
Tag vergrößernde Widerstand wurde auch 
draußen von meist türkischen GenossIn- 
nen und FreundInnen unterstützt. Durch 
das Versenden Tausender Fax- und E- 
Mail-Nachrichten, das Aufkleben Tausen- 
der Plakate und Verteilen von Flugblättern 
wurde die europäische Öffentlichkeit über 
den Kampf gegen die Isolationshaft infor- 
miert. Vor vielen deutschen Konsulaten in 
West-Europa fanden Protestkundgebun- 
gen statt. In England wurden die Zentrale 
von Amnesty International und das 
Goethe-Institut, in Holland ebenfalls das 
Goethe-Institut, in Deutschland die Dom- 
kirche zu Köln, SPD-Parteibüros und in der 
Schweiz ein Gewerkschaftsgebäude be- 
setzt. Am Grenzübergang von Holland 
nach Deutschland wurde drei Stunden 
lang der Verkehr lahmgelegt, es kam zu ei- 
nem 60 km langen Stau, und die Autoin- 
sassen wurden über den Widerstand in- 
formiert ... In Hamburg, Köln und London 
wurden Demonstrationen und Kundge- 
bungen für Ilhan Yelkuvan abgehalten. 

In Deutschland und in anderen Ländern 
Europas setzten sich die ParlamentarierIn- 
nen für die Aufhebung der Isolationshaft- 
bedingungen von Ilhan Yelkuvan ein. Ei- 
nige von ihnen, allen voran Ulla Jelpke 
(PDS-MdB), kritisierten die Praxis der Iso- 
lationshaft an sich und forderten deren 
Abschaffung. Gerade dieser Tage sah sich 
der Gerichtspräsident des OLG Hamburg, 


Wilhelm Rapp, genötigt, in einem Artikel 
der „Welt“ Hamburg (10.2.) gegen jene Po- 
litikerlnnen verbal zu schießen, die sich für 
Rhan Yelkuvan einsetzten. Er bezeichnete 
in diesem Artikel die Faxe der Parlamen- 
tarierlnnen als „Versuch, politischen Ein- 
fluss auf gerichtliche Entscheidungen zu 
nehmen“, was angesichts der Praxis der 
Staatsschutzsenate mehr als lächerlich ist. 
Die Welt Hamburg stellte auf der Grund- 
lage der Aussagen des Gerichtspräsiden- 
ten Politikerlnnen wie die Ex-Umweltmi- 
nisterin aus Niedersachsen Monika Grief- 
hahn und den SPD-Fraktionssprecher für 
Menschenrechte Rudolf Bindig sowie den 
Hamburger GAL-Abgeordneten Mahmut 
Erdem, der schlussendlich eine Vermitt- 
lung am Ende des Todesfastens möglich 
machte, und weitere Politikerinnen und 
Gewerkschafter auf die Ebene von Unter- 
stützerInnen der „terroristischen Vereini- 
gung“ DHKP-C. 


Wo war die deutsche Linke? 


Im Gegensatz zu den Aktivitäten vieler tür- 
kischer FreundInnen und GenossInnen, der 
Gefangenenfront aus türkischen und kur- 
dischen GenossInnen, dem Einsatz einiger 
Politikerinnen und Menschenrechts- und 


Anti-Repressionsgruppen kam die radikale 
deutsche Linke, bis auf wenige Ausnahmen, 
nicht aus ihren Bunkern. Schon recht früh 
gestartete Aufrufe von Soligruppen zur 
tätigen Solidarität verhallten ungehört. Ei- 
nige Organisationen, Gruppen oder Einzel- 
personen brauchten sehr lange (da waren 
einige Gefangene schon längst in einem le- 
bensbedrohlichen Zustand), bis sie sich zu 
einem Protestfax hinreißen ließen. Nur we- 
nige durchbrachen das Schweigen. So be- 
setzte ein „Unterstützungskomitee Ibrahim 
Kayapakkaya“ aus Wolfsburg am 18.1. kur- 
zzeitig die Redaktionsräume der Wolfsbur- 
ger Allgemeinen Zeitung, um auf das 
Schweigen der deutschen Presselandschaft 
zum Hungerstreik aufmerksam zu machen. 
InternationalistInnen aus Berlin und Ham- 
burg organisierten Demonstrationen und 
Kundgebungen mit türkischen Genossin- 
nen. Darüber hinaus gelang es Hamburge- 
rinnen durch eine Transparentaktion, 
während der ersten Bürgerschaftssitzung 
im neuen Jahr, während der Parolen geru- 
fen und Flugblätter verteilt wurden, die 
Presseblockade der bürgerlichen Tageszei- 


tungen zu überwinden (Bild). Alle anderen 
Aktionen, die es zuvor gab, wurden höch- 
sten in den Regionalteilen bürgerlicher Ta- 
geszeitungen oder in den verhältnismäßig 
auflagenschwachen linken Tageszeitungen 
erwähnt. Die Selbstzensur der Presse drückt 
sich am deutlichsten in einer E-Mail des 
DPA-eigenen Newsservice „OTS-News Ak- 
tuell“ aus, in der die Prozessgruppen zu den 
DHKP-C-Prozessen aufgefordert wurden, 
keine weiteren Pressemitteilungen an sie zu 
senden. Die lapidare Begründung lautete, 
dass „sie keine Verwendung für die zuge- 
sendeten Pressemitteilungen hätten“. Hier 
machte sich uns gegenüber jene Praxis der 
deutschen Medienlandschaft deutlich, die 
Im Stande war, auch die 8000 Demon- 
strantInnen bei der Mumia-Demo vom 8.2. 
in Berlin einfach zu verschweigen. Andere 
JournalistInnen, die für linke Tageszeitun- 
gen berichteten, wurden durch den Vorsit- 
zenden Richter Albrecht Mentz behindert. 
So wurde gegen Jörg Hilbert, Mitarbeiter 
für die „junge Welt“, Besuchsverbot bei Il- 
han verhängt. Das beantragte Interview 
würde u.a. angeblich die „Sicherheit + Ord- 
nung“ der Anstalt gefährden. Gegen einen 
Freund von türkischen Gefangenen wurde 
Besuchsverbot bei Ilhan ausgesprochen, da 
er sich namentlich und öffentlich in den 
Medien zu der Besetzung der Hamburger 
SPD-Zentrale geäußert und sich an der In- 
tervention in der Hamburger Bürgerschaft 
beteiligt hatte. 

Gruppen, die sich die Solidarität mit den 
politischen Gefangenen auf die Fahnen 
schreiben und in den letzten Jahrzehnten 
u.a. gegen die Isolationsfolter agierten, 
zeigten bis auf die oben erwähnten Aus- 
nahmen keinerlei aktive Solidarität. Die 
Lähmung der Linken, die sich vorrangig 
durch die Festlegung auf Szene-Veranstal- 
tungen offenbart, und das Fehlen von Kri- 
terien des solidarischen Handelns in linken 
Zusammenhängen haben sich innerhalb 
dieses Kampfes klarer denn je gezeigt. 


Die Kriminalisierung schreitet fort 


Was durch den Hungerstreik nicht erreicht 
wurde, ist ein Ende der Repression gegen 
die DHKP-C in der BRD und Westeuropa. 
So wie wir es bei der Kriminalisierung ehe- 
maliger RZ/Rote Zora-GenossInnen und 
mutmaßlichen PKK-SympathisantInnen 
und Funktionärlnnen erleben, fährt der 
Repressionsapparat seine Linie des An- 
griffs auf linke Strukturen auch gegen die 
DHKP-C-AktivistInnen fort. So geht der 
Prozess gegen den ehemaligen Europa- 
pressesprecher Mesut Demirel in seine ent- 
scheidende Phase. Mesut Demirel wurde 
wegen „psychischer Beihilfe zum Terro- 
rismus“ angeklagt. Obwohl die BAW be- 
tonte, dass es sich bei dem Verfahren um 
keinen politischen Prozess handele, blieb 
im Prozess von irgendwelchen beweisba- 
ren Sachverhalten nichts übrig. Jeder An- 
klagepunkt, außer dem pauschalen S- 
129a-Vorwurf, musste von der BAW fal- 
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lengelassen werden. So soll Mesut wegen 
„Rädelsführerschaft in einer terroristi- 
schen Vereinigung“ verurteilt werden, weil 
ihn die BAW und auch der Senat als „Che- 
fideologen“ ansieht, weil er Pressesprecher 
der DHKP-C und jahrelang schon in der 
Türkei inhaftiert war. 

Die Tatsache, dass er durch ein Kontra- 
Attentat beide Hände und ein Auge verlo- 
ren hat, ist für die BAW ebenfalls bela- 
stend. Im Schlussplädoyer der Karlsruher 
Behörde wurde ausgeführt, dass ihn dieses 
Erlebnis sehr geprägt hätte. 

Zur Zeit finden gleichzeitig noch zwei 
weitere S129a-Prozesse gegen je zwei tür- 
kische Menschen in Frankfurt/Main und 
Celle statt. In Frankfurt sind Inan Altun 
und Akin Aksoy als mutmaßliche Regio- 
nalleiter der DHKP-C und wegen Verstoßes 
gegen das Kriegswaffenkontrollgesetz an- 
geklagt. In Celle sind zwei Schwestern (21 
und 23 Jahre alt) als mutmaßliche Ge- 
bietsverantwortliche der DHKP-C eben- 
falls wg. S129a angeklagt. Sie sollen ihre 
„Funktionen“ schon seit 1997 ausgeübt 
haben. 

Zur Zeit wird ein weiterer, auf der Grund- 
lage einer ähnlichen Konstruktion Ange- 
klagter in der Schweiz in Abschiebehaft 
gehalten. Gegen Nuri Eryüksel wurde auf 
Antrag der BAW beim OLG Hamburg An- 
klage erhoben. Ihm wird, wie den anderen 
Angeklagten auch, eine Gebietsverant- 
wortlichkeit zugeschrieben, an die von der 
BAW wahlweise und offensichtlich will- 
kürlich Anstiftung zu bzw. Vorbereitung 
von Brandstiftungen, Körperverletzungen 
und sogar beabsichtigte Tötungsdelikte 
gekoppelt werden. Nuri war 10 Jahre in 
türkischen Militärgefängnissen inhaftiert, 
teilweise mit Mesut Demirel zusammen. 
Durch die zahlreichen Angriffe der Solda- 
teska verlor er fast komplett sein Augen- 
licht. Obwohl Nuri Eryüksel beinahe blind 
ist, ist er auf Anordnung der BAW modi- 
fizierten Isolationshaftbedingungen aus- 
gesetzt. Nur während des Hofganges kann 
er mit anderen Gefangenen reden. Außer- 
dem verweigern die zuständigen Stellen in 
der Schweiz Nuri Eryüksel einen Arzt und 
ein Diktiergerät oder Ähnliches, was für 
ihn notwendig ist, um prozessvorbereiten- 
de Schritte für die Anwälte festzuhalten. 
Wegen seines starken Augenleidens kann 
r bis auf weiteres diese notwendigen Vor- 
bereitungen nicht schriftlich festhalten. 
Ein Abschiebetermin steht noch nicht fest. 
Über diese mittlerweile laufenden bzw. 
vorbereiteten Prozesse hinaus muss 
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mensch davon ausgehen, dass es zu wei- 
teren Anklagen kommt, denn schon jetzt 
laufen Dutzende weiterer Ermittlungsver- 
fahren gegen mutmaßliche Mitglieder der 
DHKP-C in der BRD. In Frankreich wird 
zur Zeit ein weiterer Prozess gegen über 
30 (!!) Personen im gleichen Zusammen- 
hang vorbereitet. 


Auch den revolutionären Gefangenen 
in der Türkei droht neue Gefahr 


Die Kriminalisierung von Menschen, die 
mit der DHKP-C oder anderen türkischen 
und kurdischen Organisationen in Verbin- 
dung gebracht werden, wird unserer Ein- 
schätzung nach zumindest solange wei- 
tergehen, wie wir es zulassen. Ohne eine 
aktionsfähige Opposition gegen die an die 
NATO-Kommandostrukturen gekoppelte 
Waffenbrüderschaft zwischen der Türkei 
und der BRD wird es um „des lieben Frie- 
dens willen“ weder ein Ende der Waffen- 
exporte noch ein Ende der Kriminalisie- 
rung türkischer und kurdischer Organisa- 
tionen geben. 

Und auch die Gefangenen in der Türkei 
brauchen unsere Solidarität. Zur Zeit sind 
7 Isolationsgefängnisse des E- und F-Typs 
vom türkischen Regime fertiggestellt und 
belegungsfähig. Bisher sind Belegungen 
dieser Knäste am verlustreichen Wider- 
stand der revolutionären „freien“ Gefan- 
genen gescheitert. Bei der letzten großen 


Terrorgesetze 


Mit einer Kleinen Anfrage wendet sich 
die PDS-Abgeordnete Jelpke gegen die 
sog. „Terroristengesetz”, v.a. den 8$129a 
StGB. Von allen seit 1976 eingeführten 
Sondergesetzen ist lediglich die Kron- 
zeugenregelung Ende 99 formell aus- 

| gelaufen. Die Abgeordnete will u.a. wis- 
sen, gegen wie viele Personen seit 1976 
auf Grundlage des 8129a Ermittlungs- 
verfahren durchgeführt, wie viele 
Durchsuchungen und Verhaftungen 
vorgenommen wurden und wie viele 
Personen verurteilt wurden; wie viele 
Personendaten gespeichert wurden. Vor 
allem, ob die Bundesregierung die Ab- 
schaffung der „Terroristen“gesetze be- 
absichtigt. Auf die Begründung der 
Antwort des Innenministers und ehe- 
maligen Verteidigers von Gefangenen 
aus der RAF, Otto Schily, darf man ge- 
spannt sein. 
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Widerstandsaktion wurden zehn Gefange- 
ne im Ulucanlar-Gefängnis in Ankara be- 
stialisch ermordet. Trotzdem gelang es den 
Schergen nicht, eine Verlegung durchzu- 
setzen. In nächster Zeit wird der türkische 
Staat, der sich nach der Kapitulation der 
PKK im Aufwind wähnt, versuchen, Ver- 
legungen im großen Stil durchzusetzen. 
Am 26.10.1999 wurde die festgenommene 
„Friedensdelegation“ der PKK-Führung in 
das Isolationsgefängnis von Kartal ver- 
schieppt. Genauso wurden Gefangene der 
IBDA-C (islamisch-fundamentalistisch 
orientierte bewaffnete Gruppe) nach Kar- 
tal gebracht, nachdem diese von Sicher- 
heitskräften angegriffen wurden. An- 
gehörige von Mafiabanden, die vom tür- 
kischen Staat nicht mehr gebraucht wer- 
den, wurden ebenfalls nach Kartal ver- 
frachtet. Die türkischen Medien haben die- 
se Vorgänge schon aufgenommen und be- 
richten, ähnlich wie es die Gewohnheit der 
deutschen Medien in den 70-er Jahren war, 
über die modernen und luxuriösen Zellen 
dieser Gefängnisse. 

Gegen eine neue Offensive des türki- 
schen Regimes, die auf die Isolierung und 
Vernichtung der revolutionären „freien“ 
Gefangenen zielt, braucht es die Ebene 
tätiger internationaler Solidarität. 


Wir, als loser Zusammenhang von Grup- 
pen und Einzelpersonen, die sich für die 
Freiheit der revolutionären und demokra- 
tischen Gefangenen einsetzen, fordern die 
Linke in der BRD auf, sich mit den Vertre- 
terInnen der linken Exilorganisationen auf 
die Suche nach einer Perspektive gemein- 
samer Kämpfe für die Freiheit der politi- 
schen Gefangenen weltweit zu machen. 
Die Tatsache, dass weltweit Hunderttau- 
sende Gefangene, wie Mumia Abu-Jamal 
und die anderen Gefangenen im indu- 
strialisierten Knastapparat der USA, die 
MRTA- und Sendero-Gefangenen in Peru, 
die RAF-, PKK- und DHKP-C-Gefangenen 
in derBRD und viele andere, durch die sich 
immer weiter angleichenden Knastregime 
und Anti-Terror-Programm geknechtet 
werden sollen, wird von Linken zumindest 
theoretisch anerkannt. Doch verändert 
sich dadurch nichts. Nur der gemeinsame, 
Solidaritätsgruppen übergreifende aktive 
Kampf in der BRD und weltweit kann die- 
sem Aspekt der herrschenden Verhältnis- 
se wirkungsvoll begegnen. 
Prozessgruppen zu den DHKP-C-Prozes- 
sen, 14.2. 
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